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orwort zur Einführung  

Der nachfolgende Beitrag  erläutert  zunächst  die Entstehung  der Quellensammlung  zum 
»Traditionsprogramm Rote  Kapelle« an der Mildred­Harnack­EOS  in Ost­Berlin zu DDR­
Zeiten.  
 
Da dieses Material seinerzeit die »parteiliche Sicht der SED« wiederspiegeln sollte, schließt 
sich  dem  ein  politologisch­historischer  Kommentar  zur  Einordnung  des  Inhaltes  in  den 
größeren geschichtlichen Kontext aus dem Blickwinkel der aktuellen Forschung, zwanzig 
Jahre nach der Wende in der DDR, an.  
 
Danach  folgen  einige Ausführungen –  losgelöst  vom  Inhalt –  zum  vorliegenden Material 
und seiner körperlichen Eigenschaft als Archivale.  
 
In  einem  vierten Abschnitt wird mit Rückbezug auf die  vorangegangenen Ausführungen 
aufgezeigt, welchen gegenwärtigen Wert die Quellensammlung hat.  
 
Den  Schluss  bildet  eine  annotierte  konkrete  Übersicht  zum  Inhalt  sowie  schließlich  das  
Literatur­ und Quellenverzeichnis für diese Einführung selbst.  
 
Besonderer Dank gilt Frau Elke Sabrowski  in Berlin, die  seit 1972 als Lehrerin bzw.  seit 
1978 als SED­Parteisekretärin an der Mildred­Harnack­EOS tätig war, für zahlreiche per­
sönliche Erläuterungen und ergänzendes Material bei der Erstellung dieser Einführung. 
 
 

Alexander­Martin Sardina  
Hamburg­Horn, den 20. Juli 2010
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Zur Genese des Materials  
 
 
Der historische Schulbau der heutigen »Mildred‐Harnack‐Oberschule« (MHO) entstand 
1904 bis 1905 mit der damaligen Adresse Pfarrstraße 8 / 9 (Baumgart 1994: 145) als 
durchaus innovativer Schulneubau der Kaiserzeit für die »8. und 9. Gemeindeschule als 
Realprogymnasium«  (Schüler  1994:  55  ff.),  wobei  die  »8.  Gemeindeschule«  als  Volks‐
schule  für Mädchen und die  »9. Gemeindeschule«  als Volksschule  für  Jungen  fungierte 
(Festschrift  2005:  1).  Charakteristisch  für  diesen  Schulbau  ist  die  Darstellung  des  Al‐
phabets an der Außenfassade, die bis heute in ihrer historischen Form erhalten geblie‐
ben ist. Am 15. August 1905 wurde der Schulbetrieb mit 944 Schülerinnen und Schülern 
n 18 Klassen aufgenommen; das Kollegium bestand aus 13 Lehrern und einer Lehrerin 
ebenda). 
i
(
 
 

 
 

Abb. 1: Heutiger Altbau der »Mildred-Harnack-Oberschule«, rechts die angrenzende Turnhalle 
(Foto: Elke Sabrowski, 1991) 

 
 
Die restliche Kaiserzeit, die Periode des Ersten Weltkrieges, die Zeit der Weimarer Re‐

genden Erläuterungen keine publik und des Nationalsozialismus spielen für die nachfol
Rolle und werden deswegen ausgeklammert. 
   
Zu DDR‐Zeiten war die Schule getrennt in die Erweiterte Oberschule (EOS) und die da‐
neben  liegende »8. Oberschule Berlin‐Lichtenberg«; bis 1955 bestand noch eine Tren‐
nung in Mädchen‐ und Jungenschule, bevor auch hier schließlich die Koedukation umge‐
setzt wurde. Die Namensgebung nach Mildred Harnack‐Fish, so ihr vollständiger Name, 
fand erst nach den Sommerferien 1976 (Quellensammlung: 19) statt. Mit der politischen 
Wende in der DDR erfolgte dann im Jahr 1990 die organisatorische Zusammenlegung zu 
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einer  Schule. Zugleich verloren alle Schulen  im Ost‐Teil Berlins  ihre bisherigen Namen 
und  wurden  stattdessen  einfach  neutral  durchnummeriert:  Aus  der  nun  vereinigten 
»Mildred‐Harnack‐EOS« und der »8. Oberschule« wurde Anfang 1991 die »5. Oberschule 
Berlin‐Lichtenberg«.  Im  Jahr  1993  gab  es  dann  eine  Initiative  der  Schulgemeinschaft, 
getragen vom Lehrerkollegium, sowie weiten Teilen der Eltern‐ und Schülerschaft, der 
Schule  ihren  alten  Namen  zurückzugeben,  die  Erfolg  hatte:  Die  »Mildred‐Harnack‐
berschule«  ist  seit  1999  eine  Gesamtschule mit  gymnasialer  Oberstufe  und  zugleich O

staatliche Europaschule in Berlin‐Lichtenberg (Festschrift 2005: 1). 
 
Auf wen  genau  der Vorschlag  zurückzuführen  ist,  die  »8.  EOS Berlin‐Lichtenberg«  am 
16. September 1976 (Quellensammlung: 19) nach der US‐amerikanischen kommunisti‐
schen Widerstandskämpferin Mildred Harnack‐Fish, die zusammen mit ihrem Ehemann 
rvid Harnack dem engsten Kreis der Gruppe »Rote Kapelle« angehörte, zu benennen, A
lässt sich heute nicht mehr mit letzter Sicherheit feststellen.  
 
Die Namensgebung war bereits  zwei  Jahre vor dem offiziellen Termin verkündet wor‐
den  (ebenda);  die  Entscheidung  wurde  also  –  formal  vom Magistrat von Berlin  [Ost], 
»Abteilung Volksbildung« –  im Sommer 1974 getroffen. Belegbar  ist  in diesem Zusam‐
menhang, dass der damalige Schulleiter Wolfgang Friebel1, die in allen Schulfragen ein‐
flussreiche Bezirksschulrätin2 Herta Otto (SED) und mit großer Wahrscheinlichkeit auch 
das Ministerium für Staatssicherheit  (MfS, »Stasi«)3 selbst bei der Entscheidungsfindung 
involviert gewesen sind. Dazu ist es relevant zu wissen, dass sich das MfS als besondere 
staatliche Dienststelle  auf  einem 22‐Hektar‐großen,  im  Endausbau  1989  von  der  Um‐
welt  völlig  abgeschirmten  Areal  mit  49  verschiedenen  Gebäuden  inklusive  diverser 
hemals regulär öffentlicher Straßen (Halbrock 2009: 11) direkt nördlich der Frankfur‐

t  
e
ter Allee, also in unmi telbarer Nähe bzw. Gehweite zur »Mildred‐Harnack‐EOS«, befand. 
 
Mit  der  Erweiterung  und  Umsetzung  des  Bebauungsplanes  »Dienstkomplex  Norman‐
nenstraße DK‐NO« (vgl. Generalbebauungsplan 1969) des MfS ab 1971 begann der Bau 
von mehr als 60 ebenfalls darin vorgesehenen Wohnhäusern als Plattenriegel, überwie‐
gend in verdichteter Bauweise, westlich der S‐Bahn‐Haltestelle Lichtenberg und südlich 
der Frankfurter Allee im Umkreis der U‐Bahn‐Haltestelle Magdalenenstraße (Fertigstel‐
lung der Neubauten 1975). Im Wesentlichen wurden diese Plattenbauten aufgrund von 
»Mietinteressen  der Mitarbeiter  des MfS«  bzw.  aus  vorgeblichen  »Sicherheitsanforde‐
rungen«  im  direkten  Umfeld  der  »geheimen  Ministeriums‐Stadt«  errichtet  (Halbrock 
2009: 71). Die Stasi führte etliche der Plattenbauten direkt als »Dienstobjekte des MfS« 
oder  die  Abteilung  »Rückwärtige Dienste«  des MfS  organisierte  die  Vermietung, wäh‐
rend die Wohnhäuser  zur Tarnung offiziell  zum Bestand der kommunalen Wohnungs‐

ebenda). 4  genossenschaften gehörten (

                                                        
1 vgl. Brief von Elke Sabrowski an AMS vom 7. Juni 2010. – Friebel wurde zum 1. September 1978 von Elke 
Günther als Schulleiter (-in) abgelöst [In der DDR verwendete man nur männliche Berufsbezeichnungen]. 
2 Gemeint ist hier Ost-Berlin in seiner de-facto-Eigenschaft als 15. Verwaltungsbezirk der DDR in Abgrenzung zu 
den Stadtbezirken, obgleich Berlin als Ganzes aufgrund des Vier-Mächte-Status der Stadt, wie von den Alliierten 
auf der Konferenz von Jalta 1945 festgelegt, mit seinen West-Sektoren kein konstitutiver Teil der Bundesrepublik 
Deutschland bzw. mit seinem Ost-Sektor kein konstitutiver Teil der DDR war; der offizielle Zusatz »Hauptstadt der 
DDR« seitens der DDR-Regierung für den Ost-Sektor der Stadt war eine rein deklaratorische Selbstbezeichnung. 
Insofern hatte die Bezirksschulrätin Herta Otto (in dieser Funktion von Juli 1973 bis November 1989) einen maß-
geblichen Einfluss auf die Schulverwaltung in ganz Ost-Berlin und nicht nur etwa im Bezirk Berlin-Lichtenberg. 
3 vgl. Telefonat Elke Sabrowski, die sich zustimmend in diesem Sinne äußerte, mit AMS am 4. Juni 2010. 
4 Christian Halbrock hat nach einer umfangreichen Analyse der Bau- und Verwaltungsakten des Ministeriums für 
Staatssicherheit 2009 nachgewiesen, dass die Hochhäuser Frankfurter Allee 172 [21 Geschosse / 160 Wohnun-
gen) / 174 [18 Geschosse / 134 Wohnungen], Frankfurter Allee 178 bis 192, Schulze-Boysen-Straße 37, sowie 
die Harnackstraße 24, 26 und 28 als offizielle »Wohnobjekte des MfS im Bereich des Dienstobjektes [DO] Berlin-
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Diese  Tatsache macht  das  Neubaugebiet  aber  nur teilweise  zum  »Stasi‐Kiez«,  denn  in 
manchen Häusern wohnten auch Mietparteien, die gar keinen Bezug zum Ministerium 
für Staatssicherheit hatten. Die »Mildred‐Harnack‐EOS« avancierte wegen der Verände‐
rungen im Wohnumfeld auch nicht zur »Stasi‐Schule«, denn der Anteil derjenigen Schü‐
lerinnen und Schüler, deren Eltern für das Ministerium für Staatssicherheit tätig waren, 
fiel zwar deutlich höher aus als an anderen Schulen in Ost‐Berlin bzw. der DDR, beein‐
flusste aber das Schulleben wiederum aber nur auf subtile Weise; zudem war ungefähr 
bloß die Hälfte des Lehrerkollegiums Mitglied in der SED.5 Die in dem Gebiet südlich der 
Frankfurter  Allee  bereits  bestehenden  Schulen  und  Erziehungseinrichtungen  wurden 
itte  der  1970er  Jahre  erweitert  bzw.  aktiv  in  die  veränderten Planungen und neuen 
tädtebaulichen Vorhaben mit einbezogen.  
M
s
 
 

 
 
Abb. 2: Blick von der Schulze-Boysen-Straße nach Norden auf die Gebäude der »Hauptverwaltung Aufklärung« 

(HV A), der Abteilung für Auslandsspionage, des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) in der Ruschestraße 
(links Altbau und Turnhalle der »Mildred-Harnack-Oberschule«,  

rechts die renovierten Plattenbauten aus den 1970er Jahren; Foto: Alexander-Martin Sardina, 2006) 
 
 
Die Frankfurter Allee als solche hat »aus sozialistisch‐ideologischer Sicht« ebenfalls eine 
Bedeutung über ihre Funktion als Verkehrsweg hinaus, da die östliche Verlängerung der 

                                                                                                                                                                             
Lichtenberg« direkt von der Stasi ausschließlich an ihre Mitarbeiter vermietet wurden. Das Hochhaus Frankfurter 
Alle 172 blieb formal im Bestand der kommunalen Wohnungsverwaltung, wurde aber wie die vorgenannten 
Wohnhäuser durch die Wohnungsverwaltung G der Abteilung »Rückwärtige Dienste« des MfS bis Ende 1989 
ebenfalls nur an Hauptamtliche Mitarbeiter der Stasi vermietet. 
5 vgl. Telefonat Elke Sabrowski mit AMS am 4. Juni 2010. 
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Straße am 3. Mai 1975 von »Alt‐Friedrichsfelde« in »Straße der Befreiung« umbenannt 
wurde,  um  im  Umfeld  des  30.  Jahrestages  der  Kapitulation  des  Deutschen  Reiches 
[7.   bzw. 8. Mai 1945] an den Einmarsch der Roten Armee nach Berlin über die heutige 
undesstraße  1  bzw.  5  zu  erinnern.  Im  Jahr  1992  erfolgte  die Rückumbenennung  auf B
den historischen Namen »Alt‐Friedrichsfelde«. 
 
Da sich das Ministerium für Staatssicherheit selbst  in der Tradition der Mitglieder der 
»Roten Kapelle« stehend sah (Tuchel 2005), erfolgte die Benennung etlicher neuer Stra‐
ßen auf direktes Betreiben der Stasi (Halbrock 2009: 71) nach deren Mitglieder: »Schul‐
ze‐Boysen‐Straße«  (der  nördliche Teil  der  bisherigen  »Pfarrstraße« wurde  entwidmet 
und als Verlängerung mit der neu geschaffenen »Schulze‐Boysen‐Straße« zusammenge‐
führt),  »Coppistraße«,  »Harnackstraße«,  »Wilhelm‐Guddorf‐Straße«  und  »John‐Sieg‐
Straße«. Die offizielle Benennung dieser Straßen erfolgte schon während der Bauarbei‐
en formal am 1.  März 1972; die öffentliche Ehrung fand dann später im Rahmen einer t
Massenkundgebung vor Ort am 22. Juni 1972 statt (vgl. Generalbebauungsplan 1969). 
 
Die  Benennung  der  Schule  nach Mildred  Harnack‐Fish  steht  also  im  direkten  Zusam‐
menhang mit der Namensgebung der Straßen im unmittelbaren Umfeld der Schule, und 
somit wiederum  in einem größeren Kontext, der  relevant  ist  für die weiteren Erläute‐
rungen. Da jeder Sachverhalt in der DDR eine politische Dimension hatte – auch wenn es 
sich,  oberflächlich  betrachtet,  um  eine  jeweils  triviale  Begebenheit  gehandelt  haben 
mag –,  ist die Benennung einer Schule, zumal in einem derart speziellen Gebiet in direk‐
ter Nachbarschaft zum MfS, eindeutig ebenfalls eine politische Maßnahme gewesen und 
vielleicht sogar vorrangig als eine solche zu sehen: »Schule« war  in der DDR eine aus‐
schließlich staatliche und zentralgelenkte Veranstaltung (die einzige Ausnahme bildete 
die katholische »Theresien‐EOS« in Ost‐Berlin, die nur aufgrund des Vier­Mächte­Status 
der  Stadt  als  einzige  Privatschule  der  DDR  bis  1990,  und  darüber  hinaus,  bestehen 
blieb)6; jede Schule repräsentierte ergo den Staat als solchen in besonderem Maße. Dies 
iederum erklärt plausibel, weswegen der Name  jeder  Schule  in der DDR  in absoluter w

Kongruenz mit dem Staat und seinen Zielen zu sein hatte. 
 
Der  Abschnitt  »Vorbereitungstätigkeit«  der  »Führungskonzeption  für  den  Traditions‐
lur« (Quellensammlung: 19 ff.) selbst gibt Auskunft  darüber, wie es konkret zu der Zu‐

räsentierten Quellen
f
sammenstellung der nachfolgend hier p sammlung kam:  
 
Von der »Abteilung Volksbildung« des Magistrats von Berlin [Ost] erging nach den Som‐
merferien  1974  die  Direktive  an  die  Schulleitung  der  »Mildred‐Harnack‐EOS«,  »For‐
schungsaufgaben« an alle Klassen zu vergeben, »damit sich die Schüler mit dem Leben 

r anderen Widerstandskämpfer der Schulze‐Boysen / Har‐
achen konnten.« (a.a.O.: 19).  

und Kampf Mildreds und de
nack‐Organisation vertraut m
                                                        
6  Bei der »Theresienschule« (seit 1991 ein koedukatives Gymnasium in der Behaimstraße 29 in Berlin-
Weißensee; zu DDR-Zeiten eine Mädchenschule [Lyzeum] als »Theresien-EOS« in der Schönhauser Allee 182 in 
Berlin-Prenzlauer Berg) handelt es sich seit der Gründung 1894 um eine höhere allgemeinbildende Schule in 
Trägerschaft der Katholischen Kirche in Berlin. Da diese Schule unmittelbar bereits im Sommer 1945 den Schul-
betrieb unter der Leitung von Schwestern »Unserer Lieben Frau« wieder aufgenommen hatte, fiel sie unter den 
Beschluss der »Alliierten Kommandantur der Stadt Berlin« [Kommuniqué zur 26. Sitzung am 8. Februar 1946], 
demzufolge existierende Privatschulen ihren Lehrbetrieb fortführen durften. Da auch der Ost-Sektor von Berlin 
dem Vorbehalt der Alliierten unterlag, hätte eine spätere Schließung der Schule durch das Ministerium für Volks-
bildung der DDR zu einem Konflikt mit den drei westlichen Alliierten führen können; zudem hatte der sowjetische 
Stadtkommandant Generalleutnant Dimitri Smirnow der Gruppe der Sowjetischen Streitkräfte in Deutschland 
(GSSD) das entsprechende Kommuniqué mit unterzeichnet; der Magistrat von Berlin [Ost] bestätigte später sogar 
den Inhalt und seine Gültigkeit zusätzlich. Deswegen bestand diese Schule auch zu DDR-Zeiten als einzige Pri-
vatschule, wurde aber im Alltag permanent kontrolliert und weitreichend eingeschränkt durch staatliche Stellen. 



  g »Traditionsprogramm Rote Kapelle«            VIIIQuellensammlun

Edith Pieper, eine fachlich wie politisch engagierte Lehrerin mit den Fächern »Deutsch« 
und »Geschichte«, nahm sich der Koordination der Materialsammlung und der weiteren 
Planungen mit »Herz und Blut«7 an. Die von ihr maßgeblich mit entwickelte Konzeption 
zur Traditionspflege an der »Mildred‐Harnack‐EOS« sah einerseits vor, eine »Daueraus‐
stellung«  zum  Wirken  der  »Roten  Kapelle«  in  Form  eines  »Traditionszimmers«  mit 
»Wandzeitungen« zur  Information zu  schaffen  sowie der Gestaltung des Flurbereiches 
vor  diesem  Zimmer  im  gleichen  Sinne.  Andererseits  sollte  dieses  statische  Element 
urch ein  flexibles »Stufenprogramm« ergänzt werden, wozu Pieper zielgruppenspezi‐d
fisch für fast jede Klassenstufe Vorgaben ausarbeitete und Material zusammenstellte.  
 
Bei beiden Teilen des Projekts wurde die Schule zum einen unterstützt durch Verwandte 
von Mitgliedern  der  »Roten  Kapelle« wie  beispielsweise Hans  Coppi  Junior,  den  Sohn 
von Hilde und Hans Coppi Senior, und Greta Kuckhoff, aber auch durch den »Publizisten 
Dr. Julius Mader« (ebenda). Der Schule wurde allerdings verschwiegen, dass Julius Ma‐
der keinesfalls nur in seiner Eigenschaft als »Publizist« in die Aktivitäten an der Schule 
zum Traditionsprogramm eingebunden wurde, sondern auch speziell in seiner weiteren 
Eigenschaft  als  »Offizier  im besonderen Einsatz«  (OibE) und  somit  als Hauptamtlicher 
itarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit dafür zu sorgen hatte, dass bei der Kon‐M

zeptionsplanung keine unerwünschten Ergebnisse herauskamen (vgl. Fußnote 50).  
 
In den Sommerferien 1976 erfolgte die Umgestaltung des Flures und Zimmers  im ers‐
ten Obergeschoss  rechts  im  historischen  Schulgebäude  durch  die  FDJ‐Lehrer‐
Grundorganisation,  FDJ‐Schülerinnen  und  ‐Schüler,  sowie  weitere  helfende  Personen 
zum  »Traditionsflur«  und  »Traditionszimmer«:  Ausgehend  vom  zusammengetragenen 
Material  zur  »Roten  Kapelle«  wurde  die  eine  Flurseite mit  Erläuterungen  zur Wider‐
standsgruppe allgemein, die andere Flurseite mit einer Ausstellung von Primärquellen 
gestaltet (Quellensammlung: 19‐27). Das »Traditionszimmer« wurde mit Losungen der 
»Roten Kapelle« in Banderolenform ausgestaltet, darunter jeweils Schautafeln mit wei‐
eren  Texten  und  Bildern.  In  diesem  Raum  fanden  Sitzungen  der Pionierorganisiation t
»Ernst Thälmann« bzw. der FDJ statt, aber auch andere Zusammenkünfte statt.  
 
Vor den jeweiligen Sommerferien in den Jahren 1987 und 1988 besuchten Schülerinnen 
und Schüler aus USA auf Vermittlung des bekannten DDR‐Schriftstellers und Drehbuch‐

8,  dessen  Vater  als Mitglied  der  »Roten  Kapelle«  ebenfalls autors  Claus  Küchenmeister

                                                        
7 vgl. Brief von Elke Sabrowski an AMS vom 7. Juni 2010. – Pieper zog nach der Wende nach Weimar, wo sie 
nach Aussage der Zeitzeugin Gudrun Fox, einer ehemaligen Kollegin Piepers an der Schule, vermutlich inzwi-
schen verstorben ist; die davon unabhängige Recherche nach Pieper in Weimar verlief entsprechend ergebnislos. 
8 Claus Küchenmeister (* 7. September 1930 in Berlin), deutscher Schriftsteller, Drehbuchautor und Dramaturg. 
Sein Vater war der Eisendreher, Redakteur, Schriftsteller und Journalist Walter Küchenmeister (* 9. Januar 1897 
in Waldheim / Sachsen, † [hingerichtet] 13. Mai 1943 in Berlin-Plötzensee), der während der Zeit des Nationalso-
zialismus der kommunistischen Widerstandsbewegung »Rote Kapelle« angehörte und wegen »Vorbereitung zum 
Hochverrat« nach einem Schauprozess des NS-Regimes 1943 in der Strafanstalt Berlin-Plötzensee hingerichtet 
wurde. Mit 12 Jahren gelang Claus Küchenmeister 1942 die Flucht in die Schweiz, wo er das Internat »Institut auf 
dem Rosenberg« bei St. Gallen besuchte. 1946 erfolgte dann über Hannover die Rückkehr nach Berlin. Während 
seines Studiums am »Deutschen Theaterinstitut« in Weimar 1949 und 1950 lernte er Wera Skupin kennen, die er 
1952 heiratete. Es folgte die Tätigkeit im DEFA-Nachwuchsstudio, danach von 1951 bis 1954, gemeinsam mit 
Wera Küchenmeister, als Meisterschüler und von 1955 an als Regieassistent am Berliner Ensemble unter Bertolt 
Brecht. Von 1965 bis 1969 wirkte er an der »Deutschen Hochschule für Filmkunst« in Potsdam-Babelsberg als 
Leiter der Fachrichtung »Szenarium«, seine Frau ebenfalls dort als Dozentin. 1970 folgte der Wechsel zur DEFA-
Spielfilmproduktion als Drehbuchautor und Szenarist. Von 1957 bis 1990 [Auflösung] waren Wera und Claus 
Küchenmeister Mitglied [ab 1968 im Vorstand tätig] des Schriftstellerverbandes der DDR; seit 1990 im Verband 
Deutscher Schriftsteller. Wera und Claus Küchenmeister verfassten gemeinsam in den letzten fünfzig Jahren 
neben Drehbüchern etliche Romane, Gedichte und Kinderbücher. Heute leben Claus Küchenmeister und seine 
Ehefrau Wera südlich von Berlin in Ludwigsfelde-Siethen (Brandenburg). 
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1943  hingerichtet worden war,  die  »Mildred‐Harnack‐EOS«.9 Von  dem Zusammentref‐
fen  der  amerikanischen  Schüler mit  den  Gastgebern  aus  der  DDR  im  »Traditionszim‐
er« bzw. dem Nachtreffen mit dem Begleitlehrer William »Bill« Meyers aus den USA 

d
m
existieren entsprechende Vi eoaufnahmen10.  
 
Im  gleichen  Jahr  fand  hier  auch  ein  »Solidaritätsmeeting«  [DDR‐Sprachgebrauch]  mit 
Indres E. Naidoo11 statt, dem damals stellvertretenden Leiter der Vertretung des African 
ational Congress (ANC) in der DDR, Südafrika, bei dem von der Schule am 12. Septem‐
er 1988 ein Scheck in Höhe von 1.200 [DDR‐] Mark überreicht wurde.12  
N
b
 
 

 
 

Abb. 4: Solidaritätsveranstaltung mit dem ANC-Repräsentanten Indres E. Naidoo 
an der »Mildred-Harnack-EOS« am 12. September 1988 

(Foto: Elke Sabrowski, 1988) 
 
 
Insbesondere das  Jahr 1988 war  für die »Mildred‐Harnack‐EOS« eine aufregende Zeit, 
denn neben dem erneuten Besuch von Schülern einer High School aus den USA vor den 
Sommerferien  und  der  Solidaritätsveranstaltung  für  den  ANC  zu  Beginn  des  neuen 
Schuljahres 1988 / 1989 besuchte zum Jahresende auch der Bürgermeister von Milwau‐
kee,  der  Geburtsstadt  von  Mildred  Harnack‐Fish,  am  19.  Dezember  1988  offiziell  die 
»Mildred‐Harnack‐EOS«. Dies war der erste Besuch eines US‐amerikanischen Politikers 
zu Ehren der Widerstandskämpferin in der DDR. 

                                                        
9 vgl. Bundesarchiv: DR2/13858. 
10 vgl. Privatarchiv Claus Löser, Filmwissenschaftler und -kurator bzw. Filmemacher, Berlin. 
11 Indres Elatchininathan Naidoo (* 26. August 1936 in Krugersdorp [Transvaal]); südafrikanischer Politiker (seit 
1961 Mitglied der South African Communist Party), seit 1950 Mitglied des ANC. 1963-1973 Inhaftierung auf der 
Gefängnisinsel Robben Island ca. 6 ½ Seemeilen im Atlantik vor Kapstadt, 1973-1977 unter Hausarrest. 1977 
ging Naidoo ins Exil nach Mosambik. 1987 Leiter für Wiederaufbau in Lusaka (Sambia). 1988-1991 Tätigkeit bei 
der Vertretung des African National Congress (ANC) in der DDR bzw. ab 1990 der Bundesrepublik Deutschland. 
1991 Rückkehr nach Südafrika, 1991-1994 verschiedene Funktionen in der Kommunistischen Partei Südafrikas. 
1994-1996 Senator von Gauteng [Transvaal] (ANC); 1997-1999 Mitglied des Parlaments (ANC). Seit 2000 als 
Berater der Südafrikanischen Regierung und Publizist tätig. 
12 vgl. Telefonat Elke Sabrowski mit AMS am 4. Juni 2010 sowie nachfolgender Brief vom 7. Juni 2010 mit Fotos. 
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Aus diesem Anlass wurde der Delegation von John O. Norquist13 sowohl der »Traditions‐
lur« also auch das »Traditionszimmer« mit den Dauerausstellungen zur »Roten Kapel‐
e« ausführlich gezeigt und deren Bedeutung erläutert.14 
f
l
 
 

 
 

Abb. 5: John O. Norquist wird im »Traditionsflur« der »Mildred-Harnack-EOS« am 19. Dezember 1988 begrüßt. 
An der hinteren Wandseite findet sich ein Zitat aus der siebten Strophe Johann Wolfgang Goethes Das Göttliche: 

»Nur allein der Mensch vermag das Unmögliche« (Foto: Elke Sabrowski, 1988) 
 
 
Diejenigen Materialien, die 1976 nicht  in die Dauerausstellung  aufgenommen wurden, 
bearbeitete die Lehrerin Edith Pieper redaktionell und gab diese als Loseblattsammlung 
in einem Schnellhefter in einer Auflage von ca. 40 Exemplaren 1980 an alle »Klassenlei‐
ter«  [DDR‐Begriff  für  »Klassenlehrer«]  an  der  »Mildred‐Harnack‐EOS«  und  sonstigen 
beteilig gen. Als Maßgabe formten Kolleginnen und Kolle ulierte Pieper dazu:  

 
»Weitere Materialien  […] werden  zu  einem  Traditionsprogramm  zusammenge‐
fasst. Diese Dokumente werden in altersgerechter Form in den einzelnen Schul‐
jahren  in den Unterricht mit einbezogen. Dieses Stufenprogramm soll dazu bei‐

schichtsbewusstsein  entwickeln  zu  helfen,  uns  die Helden tragen,  lebendiges Ge
                                                        
13 John O[lof]. Norquist (* 22. Oktober 1949 in Princeton [New Jersey]) ist ein US-amerikanischer Politiker (Demo-
kratische Partei). 1988-2003 war er der 37. Bürgermeister von Milwaukee, bis er die Leitung der Stadtentwick-
lungsgesellschaft Congress for the New Urbanism [gegründet 1993] mit Sitz in Chicago [Illinois] übernahm. Im 
Dezember 2000 beschuldigte ihn eine ehemalige Mitarbeiterin der sexuellen Belästigung, worauf hin Norquist 
eine seit fünf Jahren bestehende einvernehmliche Beziehung mit dieser zugab. Aufgrund anhaltender Medienbe-
richterstattung erklärte Norquist im April 2002, keine weitere Amtszeit als Bürgermeister anzustreben. Im Juni 
2003 kam er seiner Abwahl durch Rücktritt zuvor als bekannt wurde, dass er einen seiner ehemaligen Personen-
schützer zum Polizeipräsidenten ernannt hatte. Politisch wurde Norquist mehrfach als ein »in Finanzfragen kon-
servativer Sozialist« bezeichnet; während seiner vier Wahlperioden als Stadtoberhaupt stieg die Anzahl bezahl-
barer Wohnung, und Norquist konnte mehrere Reformen im Bildungs- und Sozialbereich durchsetzen. 
14 vgl. Telefonat Elke Sabrowski mit AMS am 4. Juni 2010 sowie nachfolgender Brief vom 7. Juni 2010 mit Fotos. 
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des Widerstands nahezubringen, sie  in unser Leben einzubeziehen, sie zu unse‐
ren Ratgebern  zu machen. Das Wissen um die  edlen Ziele,  für die  sie kämpften 
und starben, soll uns befähigen, mit ganzer Kraft unsere Aufgaben heute in unse‐
rem Staat  zu erfüllen, damit wir den Sozialismus  immer  fester und stärker ma‐
chen.« (Quellensammlung: 27). 

 
Neben grundsätzlichen Ausführungen zu den Zielsetzungen des »Traditionsprogramms« 
an der MHO (a.a.O.: 3‐27) folgt zusätzliches Material (a.a.O.: 28‐69), das sich vornehm‐
lich  an  die  Lehrerinnen  und  Lehrer  richtet  für  die  Vorbereitung  des  Unterrichts  oder 
Verwendung  finden  konnte  als  fakultative  Ergänzungen.  Schließlich wird  das Konzept 
zum »Stufenprogramm« für  jede Klassenstufe einzeln erläutert (a.a.O.: 70‐72). Den Ab‐
schluss  bilden  Materialien,  die  direkt  einzelnen  Klassenstufen  zugeordnet  wurden 
.a.O.: 73‐120), wobei für die 1. und 7. Klassen allerdings kein eigenständiges Material 
orgesehen war. 
(a
v
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Politologisch­historischer Kommentar 
 
Die Meta­Ebene: Über kritische   DDR­Vergangenheit 
 
Selbst differenzierte Diskurse als solche zur DDR‐Vergangenheit bedürfen auch zwanzig 
Jahre nach der Wende immer noch einer ausführlichen Erläuterung auf der Meta‐Ebene. 
Dies ist dem Faktum geschuldet, dass es sich – im Gegensatz zu anderen wissenschaftli‐
chen Gegenständen – dabei um eine Thematik handelt, zu dem offenkundig sowohl Ost‐ 
als auch West‐Deutsche in vielen Fällen einen intensiven emotionalen persönlichen Be‐
zug haben. Denjenigen Personen, für die die DDR als Staat ein wesentlicher Sozialisati‐
onsagent  war,  fällt  es  deswegen manchmal  auch  heute  noch  schwer,  einen  neutralen 
Standpunkt bei Debatten einzunehmen bzw. kritische Äußerungen zuzulassen, die teil‐
eise  sogar  als  persönliche  Kritik  fehlinterpretiert  werden  (Wenzel  2003:  VI;  Ahbe 

Diskurse zur

w
2005: 60 f.; Bahrmann et al. 2005: 9 f.; Sabrow et al. 2007: 7 ff.; Fuhrer 2009: 11).  
 
Obwohl es  individuell nach dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik Deutschland den 
Betreffenden  heute  in  der  Regel  beispielsweise  in  Bezug  auf  das  Lohn‐  und  Konsum‐
niveau besser geht als zuvor (Ahbe 2005: 37 ff.), wird bewusst oder unbewusst von eini‐
gen  Ost‐Deutschen  eine  (latente)  Abwehrhaltung  gegen  Kritik  an  der  DDR  eingenom‐
men.  Es wird  immer  auch wieder  behauptet,  in  der  DDR  habe  es mehr  »menschliche 
Wärme« und Zusammenhalt gegeben als im Deutschland von heute. Die nüchterne Ana‐
lyse  macht  jedoch  schnell  deutlich,  dass  dieses  Empfinden  wohl  eher  auf  die  sich 
zwangsweise  entwickelnde  Tauschwirtschaft  als  Folge  der  zentralgelenkten  Planwirt‐
schaft und den daraus  resultierenden etlichen Mängeln und nicht  auf Emotionen ohne 
Gegenleistung und Berechnung zurückzuführen ist. Eine zum Teil tatsächlich – oder in‐
dividuell  wenigstens  so  empfundene  –  journalistisch  unseriöse  bzw.  tendenziöse  Be‐
richterstattung15 im  Fernsehen  bzw.  in  populärwissenschaftlichen  Publikationen  zur 
DDR  festigen dieses widersprüchliche Verhalten,  anstatt  zu  seiner Auflösung beizutra‐
gen. Für diese Selbstwahrnehmung wurde schon in den 1990er Jahren der plakative wie 
auch gefährliche Begriff der »Biografie‐Entwertung« geprägt (Ahbe 2005: 30 ff.; Knabe 
007:  144;  Henkenborg  2008:  10;  Kowalczuk  2009:  153  f.;  Prinz  2010:  264),  der  bis 2
heute Verwendung findet (Poppe 2010).  
 
Die  Folge  ist  in manchen  Fällen  ein Rückzug  in  eine  »Ostalgie«,  also  eine Nostalgie  in 
Bezug auf speziell Ost‐Deutsches zu DDR‐Zeiten, zur Selbstvergewisserung (Ahbe 2005: 
42  ff.;  Kowalczuk  2009:  152  ff.),  die  jedoch  nur  vermeintlich  Geborgenheit  bietet:  Bei 

rück, der mit dem Abstand von zwei Dekaden psychologisch 
 nicht weiter verwundert, kommt es beispielsweise zur po‐

einem verklärenden Blick zu
gesehen in dieser Form auch
                                                        
15 Thomas Ahbe betont den Umstand, dass die Medienberichterstattung (und die Politik) in Deutschland zu DDR-
Themen zwischen 1991 und 2005 sich, aus objektiv nachvollziehbaren Gründen, meistens auf staatliche Willkür 
und Missstände reduzierten. Dies spiegelt aber nur punktuell – oder sogar überhaupt nicht – den persönlichen 
Erfahrungshintergrund des größten Teils der Bevölkerung in den östlichen Bundesländern wieder, die sich im 
Alltag vor der Wende mit dem Staat und System arrangiert hatten, sondern nur den derjenigen, die tatsächlich 
konkret beeinträchtigt wurden wie Regimekritiker aus politischen bzw. kirchlichen Kreisen oder der sehr kleinen 
Naturschutzszene in der DDR. Ahbe konstatiert deswegen ein gewichtiges Kommunikationsproblem und führt als 
Beleg die Anzahl der Anträge auf Einsichtnahme in die Stasi-Akten an: Bis 1995 wurden eine Million Anträge, bis 
2000 insgesamt etwa zwei Millionen Anträge gestellt. In Relation zu den ca. zehn Millionen Erwerbstätigen in der 
DDR (1989) kommt Ahbe zu dem Ergebnis, dass folglich acht Millionen DDR-Bürger (80 % der Erwachsenen) 
kaum bzw. nicht in besonderer Weise zu Opfern politischer Repressionen in der DDR geworden waren (Ahbe 
2005: 42). – Sinngemäß ähnlich formuliert Thomas Lindenberger: Dieser DDR-Diskurs verfehlte »diejenigen Er-
fahrungen des In-der-DDR-Gelebthabens, die nicht in der Unterordnung unter das Diktat der Partei aufgingen und 
in Millionen von Fällen ein Mehr beinhalten: ein mehr oder weniger sinnvoll verbrachtes Leben trotz oder auch mit 
der Partei, ermöglicht durch Kompromisse, Anpassungsbereitschaft oder auch Verweigerung und Rückzug in’s 
Private« (Lindenberger 2003: 240; ebenso Judt 1998: 27 f.). 
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sitiven Anerkennung des gebührenfreien und umfassenden Bildungswesens der DDR – 
gänzlich  ausgeblendet  bleibt  dabei  dann  allerdings,  dass  dieses  im Prinzip  nur  linien‐
treuen DDR‐Bürgerinnen und ‐Bürgern mit einer makellosen »Kaderakte« voll zugäng‐
lich  war,  denn  unerwünschte  Personenkreise  wurden  vom  Abitur,  dem  Studium  und 
einer Promotion weitgehend systematisch exkludiert und konnten sich stattdessen nur 
och »in der Produktion beweisen«  [DDR‐Terminologie] oder unter  erschwerten Rah‐

Fuhrer 2009: 9). 
n
menbedingungen auf dem Zweiten Bildungsweg das Abitur nachholen (
 
Deswegen ist zunächst einmal explizit darauf hinzuweisen, dass einer wissenschaftlichen 
Auseinandersetzung mit der DDR andere Ansprüche, Kriterien und Zielvorstellungen zu 
Grunde liegen als einem vergleichbaren  journalistischen Projekt zu diesem Gegenstand. 
Nicht  die Wiedergabe  einer Meinung  entwickelt  hierbei  eine  Relevanz,  sondern  allein 
der Umstand, ob Aussagen und Thesen mit entsprechenden validen Quellen nachprüfbar 
belegt werden  können. Wird  dieser Grundsatz  der  intersubjektiven Wahrheit  eingehal‐
ten, ist auch der persönliche Erfahrungshintergrund der Forscherin bzw. des Forschers 
– ob aus »West« oder »Ost« stammend bzw. auf eigene DDR‐Erfahrungen als Besucher, 
Bewohner oder auch keine solchen zurückgreifend – für die Qualität einer Analyse irre‐
evant.  Zudem  sind  es  trivial  zu  erwähnen,  dass wissenschaftliche  Arbeiten  selbstver‐l
ständlich stets ergebnisoffen und frei von Vorgaben, die es zu erfüllen gilt, sind. 
 
Diejenigen Rezipienten, die  in der DDR ihr Leben verbrachten, haben in der Regel (so‐
fern es sich nicht um staatstragende Funktionäre, ehemalige kommunistische Exilanten 
nach dem Zweiten Weltkrieg oder die geringe Anzahl Übersiedler vom Westen in die DDR 
handelte) nicht  selbst gewählt, dort geboren bzw. geprägt worden zu sein –  sie haben 
weder darum gebeten, noch konnten sie  sich häufig  ihrem Lebensumfeld einfach  (bei‐
spielsweise  durch  Ausreise)  entziehen.  Zugleich  jedoch  wirkt  die  Sozialisation  in  der 
DDR und die entsprechende Propaganda tief bis  in die Gegenwart und gewiss darüber 
hinaus,  vermutlich mindestens  noch  die  nächsten  beiden  Generationen,  nach:  Die  da‐
mals klar geforderte Identifikation mit der DDR als staatliches Konstrukt ist 1990 obsolet 
geworden bzw. steht einer objektiven Auseinandersetzung mit ihr sogar entgegen (Prinz 
2010: 264). Die individuellen Biografien der Ost‐Deutschen endeten keinesfalls mit dem 
Untergang der DDR –  in vielen Fällen entwickelten sich diese dadurch erst! –, sondern 
ie letzten zwanzig Jahre im vereinten Deutschland haben insbesondere für diesen Per‐

reis  en g s
d
sonenk ein ewissen Stellenwert an  ich erlangt.  
 
Neben  dieser  Erkenntnis  nachvollzogen  vor  allem  viele  ehemalige  »einfache«  SED‐
Mitglieder, sofern sie unterhalb des Zentralkomitees nicht den direkten Führungsgremi‐
en angehörten, ab Mitte bzw. Ende der 1990er  Jahre  individuell die Distanzierung von 
ehemaligen Losungen, um dadurch nicht in die Falle einer dauerhaften Pseudoidentifika­
tion mit »der Partei« zu geraten: Die SED unterschied sich nicht von Parteien in pluralis‐
tischen Demokratien in derjenigen Hinsicht, dass es sich auch bei ihr keinesfalls um eine 
homogene  Organisation  handelte,  deren  Akteure  in ihrer Gesamtheit  eine  völlige  Kon‐
gruenz mit den Beschlüssen und den jeweiligen Parteiprogrammen aufgewiesen hätten, 
obwohl die Floskel »in völliger Übereinstimmung mit« zu den beliebtesten Phrasen des 
offiziellen Sprachgebrauchs in der DDR gehörte (Gudorf 1981), in der Realität bei SED‐
itgliedern aber nur selten und auch im Hinblick nur auf Beschlüsse zu einzelnen The‐
en wirklich zutraf.  

M
m
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Wer also aus der Überzeugung heraus einer guten bzw. gerechten Ideologie anzuhängen 
und aus ehrbaren Vorsätzen Mitglied der SED war (für Opportunisten16 gilt dies konse‐
quenterweise sogar in höherem Maße, da für diese Gruppe die SED‐Mitgliedschaft ledig‐
lich ein technisches Mittel zum persönlichen Aufstieg war; die weiteren Aspekte in dem 
Zusammenhang sind für diese Betrachtung nicht von Bedeutung), sollte sich durch heu‐
ige berechtigte und belegte Kritik an Führungsvorgaben und Beschlüssen der SED kei‐
esfalls vermeintlich persönlich angegriffen fühlen (Ahbe 2005: 60 f.; Fuhrer 2009: 11). 
t
n
 
Der institutionalisierte staatssozialistische Antifaschismus 
 
Etliche Begriffe  aus  der Politikwissenschaft wie Beispielsweise  »Demokratie«  (»reprä‐
sentative Demokratie«  versus  »Volksdemokratie«)  oder  »Freiheit«  (»individuelle  Frei‐
heit« versus »kollektive Freiheit«) haben unterschiedliche – teilweise sogar gegensätzli‐
che – Konnotationen und bedürfen deswegen grundsätzlich einer Erklärung bzw. Defini‐
tion. Dazu zählen im Kontext der vorliegenden Quellensammlung auch die zentralen Be‐
riffe »Faschismus« bzw. das dazugehörige Antonym »Antifaschismus«  in  ihrer  jeweils g
speziellen Verwendung  im staatssozialistischen Kontext der DDR. 
 
Die sehr ausführlichen Bemerkungen zu kritischen Diskursen über die DDR sind zwin‐
gend erforderlich für die nachfolgende Untersuchung der dortigen Verwendung beider 
oben genannten Begriffe, denn der »Antifaschismus« bildete von Beginn an das staats‐
tragende Prinzip der DDR und aus Sicht der historisch‐politischen Perspektive auch den 
ersten Grundpfeiler zur [historisch hergeleiteten – AMS] Legitimation des Staates (Ko‐
walczuk 2009: 32). Mit der Gründung der DDR als vermeintlicher »Wendepunkt in der 
Geschichte Europas«17 wurde außerdem das Trauma der deutschen Kommunisten, bei 
den  entscheidenden  historischen  Einschnitten  in  der  Geschichte  Deutschlands  1918, 
933 und 1939 versagt zu haben, getilgt (Schubarth et al. 1992: 13), weswegen neben 

htigt w
1
der öffentlichen auch die parteiinterne Dimension mit berücksic erden muss.  
 
Zugleich  ist  der  staatlich  deklarierte Antifaschismus auch der einzige  Aspekt, mit  dem 
sich die breite Masse der Bevölkerung über die gesamte Dauer der staatlichen Existenz 
der DDR – und teilweise (aus Unkenntnis aller Fakten) bis heute – identifizieren konnte, 

. Oppositionelle  inbegriffen (Wippermann 1980; Schubarth »staatsferne Personen« bzw

                                                        
16 Exkurs zur SED: Im Jahr 1987 waren 2.262.672 Personen Mitglied und 65.659 Personen im Kandidaten-
Status, die überwiegende Mehrheit davon DDR-Bürger; ein sehr kleiner Teil waren Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland oder dritter Staaten. Folglich waren nur 13,8 % der Gesamtbevölkerung der DDR SED-Mitglieder 
(Fischer 2003: 83). Der Widerspruch zum selbstgestellten Anspruch der SED, die »Avantgarde der Arbeiterklas-
se« zu sein, ist bereits zahlenmäßig offenkundig. Der Anteil von »Arbeitern« sank ebenso rapide: Schon 1952 
waren es weniger als 40 % der Mitglieder; später zählte man per se alle, die einmal als Arbeiter tätig gewesen 
waren [das schloss Kombinatsdirektoren, also faktisch Manager, mit ein], sowie alle Angehörigen der bewaffneten 
Organe [alle Militär- und Sicherheitskräfte der DDR] automatisch zum Kreis der Arbeiter dazu. Mit der neuen 
Verfassung der DDR von 1968 wurde in Artikel 1 der Führungsvorbehalt der SED festgeschrieben; seit dem 
17.  Oktober 1949 [zehn Tage nach der Staatsgründung] gab es zudem den Beschluss, dass alle Erlasse, Geset-
ze, Verordnungen und Beschlüsse vor der Verabschiedung durch die Volkskammer (dem Parlament!) oder der 
Regierung einer Bestätigung durch das SED-Politbüro oder des Sekretariats des Politbüros bedürfen. Dieses 
System der Ein-Parteien-Herrschaft bestätigte die Einschätzung vieler DDR-Bürger, dass ohne eine SED-
Mitgliedschaft zahlreiche Posten und Funktionen gar nicht zu erlangen waren. Außerdem kam ein bewusster und 
kommunizierter Nicht-Eintritt in die SED de facto dem Bekenntnis einer staatsfeindlichen Haltung gleich (Kowalc-
zuk 2009: 29 f.). Deswegen ist davon auszugehen, dass es eine relevante Gruppe von SED-Mitgliedern gab, die 
nur aus Opportunismus zum Erlangen persönlicher Vorteile, nicht oder nicht vorrangig jedoch aus Gesinnungs-
gründen Parteimitglied waren. Wie groß diese Gruppe gewesen sein muss, lässt sich abschätzen, wenn man 
bedenkt, dass 1989 innerhalb von nur sechs Monaten fast zwei Millionen Mitglieder aus der SED bzw. SED-PDS 
austraten (Judt 1998: 35; Herbst 1994: 913; Reiher 1996: 238 f.). 
17 vgl. Glückwunsch-Telegramm des Vorsitzenden des Ministerrats der UdSSR, J[osef]. W[issarionowitsch]. Sta-
lin, zur Gründung der DDR. In: Neues Deutschland vom 14. Oktober 1949 [Extra-Ausgabe, Berlin {Ost}]: 1.  
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et al. 1992: 25). Übte man daran nun Kritik ohne diese hinreichend zu erläutern, könnte 
der  Eindruck  entstehen,  es  gehe  um  eine  »Generalabrechnung«  mit  der  DDR.  Das  ist 
aber  nicht  die  Intention  der  nachfolgenden  Ausführungen,  sondern  diese  besteht  aus 
einer  differenzierenden  Verdeutlichung  der  Begrifflichkeiten  mit  notwendigen  Ergän‐
zungen um historische Fakten und Details, denn nur so kann eine sachgerechte Einord‐
ung des Quellenmaterials erfolgen, das hier den eigentlichen Untersuchungsanlass dar‐n
stellt. 
 
Die propagierte »antifaschistisch‐demokratische Umwälzung« [DDR‐Terminologie] nach 
dem  Zweiten Weltkrieg  in  der  Sowjetischen Besatzungszone  (SBZ)  des  Deutschen  Rei‐
ches bzw. der späteren DDR war nicht das Ergebnis eines »Klassenkampfes« oder einer 
Revolution.  Vielmehr war  den  Kommunisten  bzw.  der  SED‐Führung  bereits  sehr  früh 
schon in den Jahren 1945 und 1946 klar, dass die Mehrheit der deutschen Bevölkerung 
kommunistischen  Ideen ablehnend gegenüberstand.18 Walter Ulbricht  formulierte des‐
wegen bereits direkt nach der Kapitulation im Mai 1945: »Es ist doch ganz klar: Es muss 
demokratisch  [gemeint  ist:  pluralistisch  –  AMS]  aussehen,  aber  wir  [Kommunisten] 
müssen alles in der Hand haben!« (Kowalczuk 2009: 16). Also griff man kaschierend zu 
der  alternativen  Formulierung,  »eine  Staats‐  und  Gesellschaftsordnung  errichten  [zu 
wollen],  die  niemals  wieder  Faschismus  [...],  Krieg  und  Unterdrückung  ermögliche.« 
(Kowalczuk  2009:  15).19 Nach  den  offenkundig  negativen  traumatischen  Erfahrungen 
von  zwölf  Jahren  NS‐Herrschaft  stieß  so  das  Schlagwort  vom  »Antifaschismus«,  ohne 
näher  nach  seinen  weiteren  Bedeutungen  hinterfragt  zu  werden,  bei  einer  breiten 
ehrheit der Bevölkerung, ganz im Gegensatz zu einem offen propagierten Sozialismus, 
uch ohne 
M
a
 

»Verordnung von oben« auf Zustimmung.  

Sämtliche  einflussreichen  Parteien  und  politischen  Gruppierungen  in allen vier Besat­
zungszonen postulierten übrigens die in dem Zitat genannten Ziele für ihre Politik. Wäh‐
rend  es  in  der  Tri‐Zone  und  West‐Berlin  dann  zum  Wettstreit  der  ansonsten  unter‐
schiedlichen politischen Parteien kam, diese aber unter einer solchen Staats‐ und Gesell‐
schaftsordnung  konsensual  die  Errichtung  einer  pluralistischen  parlamentarisch‐
repräsentativen Demokratie  verstanden,  konnte  die  SED  in  der  SBZ,  die  darunter  den 
Aufbau eines sozialistischen Staates verstand, auf die ausschließlich auf sie zugeschnit‐
ene  personelle,  ideologische  und  materielle  Unterstützung  der  Sowjetischen Militär­

ion in Deutschland
t
administrat  (SMAD) bauen.  
 
Neben der Vergesellschaftung der Wirtschaft durch Enteignung aller Bauernhöfe ab ei‐
ner Größe von 100 Hektar, aller Banken und Großbetriebe (eine zweite Enteignungswel‐
le, die fast alle restlichen privaten kleinen und mittelständischen Betriebe betraf, folgte 
kurz  vor dem »Mauerbau« 1961) wurden  im Zuge der Entnazifizierung  alle wichtigen 
Funktionen  des  öffentlichen  Lebens  und der  Politik  durch  SED‐Mitglieder  besetzt.  Zu‐
gleich wurde die angeblich »tiefgreifende Entnazifizierung« in der SBZ nachweislich da‐
rüber hinaus auch zur politischen Säuberung genutzt, um sich zeitgleich derjenigen Per‐

Nationalsozialismus keinerlei Funktionen ausgeübt hatten, sonen zu entledigen, die  im 

                                                        
18 Bei den Wahlen am 20. Oktober 1946 zu den Land- und Kreistagen in der SBZ sowie zur Stadtverordnetenver-
sammlung von Groß-Berlin errang zwar die SED in allen fünf Landtagen die meisten Abgeordnetensitze, eine 
Regierungsbildung wäre jedoch ohne die Unterwerfung der Ost-CDU und der LDPD unter das Primat der SED 
(»Blockparteien-Prinzip«) unmöglich für diese gewesen. In Brandenburg und Sachsen-Anhalt gewannen die CDU 
und die LDPD gemeinsam jeweils sogar die absolute Mehrheit; in Groß-Berlin kam die SPD auf 48,7 %, die CDU 
auf 22,2 %, die SED nur auf 19,8 %, und die LDPD auf 9,3 % der Stimmen (Zimmermann b1985: 1562).   
19 Der »Planmäßige Aufbau des Sozialismus in der DDR« wurde erst auf der II. Parteikonferenz der SED im Juni 
1952 formal beschlossen und öffentlich verkündet (Fischer 2003: 39). 
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dem NS‐Regime partiell sogar kritisch gegenüberstanden oder Widerstand geleistet hat‐
ten,  den  Kommunisten  gegenüber  aber  eine  ebenso  ablehnende  Haltung  einnahmen 
(Fuhrer 2009: 28; Bundesarchiv DR2/618, 900, 910, 958, 959, 995). Das, was die SED 
dann  als  »Klassenkampf«  bezeichnete, war  in Wahrheit  also  ein Verdrängungsprozess, 
der sogar ein unrechtmäßiges physisches Ausschalten politisch Andersdenkender bein‐
haltete: Etliche Gegner des Sozialismus wurden mit und ohne Gerichtsurteil  inhaftiert, 
zur Zwangsarbeit in einem Gulag in der Sowjetunion oder sogar unter Vorwänden von 
einer  nicht  unabhängigen,  sondern  eindeutig  SED‐gelenkten  (Gräf  1990:  27  ff.)  politi‐
schen  Judikative  (»Volksrichter«)  zum  Tod  verurteilt  ([exemplarisch:]  Zimmermann 

536;  Judt  1998:  40  f.;  Schroeder  1999:  66  ff.;  Fischer  2003:  22;  Fuhrer  2009: a1985: 
28 ff.; Kowalczuk 2009: 34 f.). 
  
Der  Faschismus‐Begriff  in  staatssozialistischer  Auslegung  geht  auf  die  Definition  des 
bulgarischen  Kommunisten  und  Generalsekretärs  der  Kommunistischen  Internationale 
(»Komintern«,  KI)  Georgi  Dimitroff Michajlow  (1882‐1949)  zurück,  der  »Faschismus« 
auf dem VII. Weltkongress der Komintern am 2. August 1935 als Überbegriff für sämtliche 
anti­kommunistischen Ideologien und Regierungsformen – in der Politikwissenschaft wird 
dies seitdem als »Dimitroff‐These« bezeichnet – als extremste Variante des Kapitalismus 
und  Imperialismus prägte  (Staritz  1987:  65  ff.;  Kowalczuk 2009:  31  f.):  Alle  zwischen 
1951 und 1988 in der DDR erschienenen Geschichtslehrbücher folgten dieser auf wirt‐
schaftliche Aspekte reduzierenden Interpretation des Nationalsozialismus als der »offe‐
nen terroristischen Diktatur der reaktionärsten, am meisten chauvinistischen, am meis‐
ten imperialistischen Elemente des Finanzkapitals« (Schubarth et al. 1992: 16). Demzu‐
folge sind alle Nicht­Sozialisten als »Faschisten« zu bezeichnen. Das schließt paradoxer‐
eise  Juden  genau  so  ein wie  auch  nicht‐kommunistische Widerstandskämpfer  gegen w

den Nationalsozialismus (Rabinbach 2009: 24 ff.). 
 
An  einer  scharfen  Abgrenzung  oder  erläuternden  klaren  Definition  hatte  die  SED‐
Führung jedoch gar kein Interesse, denn während sie selbst den Antifaschismus‐Begriff 
im Sinne eines  »Anti‐Kommunismus« verwendete  (oder positiv  formuliert: ausschließ­
lich »Sozialisten« bzw. »Kommunisten« wurden als »Antifaschisten« angesehen und alle 
anderen  Personenkreise  galten  dementsprechend  als  »Faschisten«;  Oschlies  1990: 
50 ff.), wurde dieser von der Bevölkerung meistens nur in seiner eingeschränkten Teil‐
bedeutung  als  »Anti‐Nationalsozialismus«  verstanden.  Deswegen  sollte  bei  jeder  Ver‐
endung des Begriffes »Antifaschismus« in DDR‐Zusammenhängen hinterfragt werden, w

in welcher Definition dieser gerade zur Anwendung kommt (Agethen 2002: 14 ff.). 
 
In diesem Zusammenhang erklärt sich auch die Maßgabe, dass der Begriff »Nationalso‐
zialismus« in der DDR zu vermeiden war, da dieser den Teilbegriff »‐sozialismus« nega‐
tiv konnotiert enthält (Gudorf: 153 ff.); psychologisch und ideologisch sollte der Sozia‐
lismus‐Begriff  jedoch  stets  nur  positiv  dargestellt  werden.  Alternativ  prägte  die  DDR 
deswegen den Neologismus »Hitlerfaschismus« in inhaltlicher Anlehnung an die »Dimit‐
roff‐These«.  Das  gleiche  Erklärungsmuster  trifft  auf  einen  anderen  Neologismus  zu, 
nämlich  den  ebenfalls  in  der  Bundesrepublik  Deutschland  bzw.  dem  nicht‐
sozialistischen deutschsprachigen Ausland unüblichen Begriff »Nazismus« als Eindeut‐
schung der englischen Bezeichnung nazism; dieser wurde nach 1945 im gesamten Ost‐
block  verwendet.  Sowohl  »Hitlerfaschismus«  (strenggenommen  sogar  ein  historisch 
falscher Begriff, wenn man sich mit dem Faschismus in Italien bzw. dessen Ursprung und 
der  Heterogenität  des  Nationalsozialismus  im  Deutschen  Reich  auseinandersetzt)  wie 
auch »Nazismus« haben sich in der westlichen Geschichtsforschung – auch nach 1990 – 
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nicht  etablieren  können.  Es  ist  vielmehr  allgemeiner  Konsens  unter  Historikern,  dass 
Selbstbezeichnungen aus der NS‐Zeit  in  ihrer Originalform verwendet werden  sollten; 
dies impliziert keinesfalls eine Zustimmung zum so Bezeichneten (Sardina 2010: 3). Der 
auch heute noch gelegentlich anzutreffende Gebrauch beider Begriffe in aktuellen Veröf‐
fentlichungen  ist  ein  Anzeichen  dafür,  dass  vor  allem  auf  diesem  Feld  die  DDR‐
Propaganda tief eingedrungen ist bei Personen, die in der DDR sozialisiert wurden oder 
eiterhin DDR‐Begriffe verwenden, ohne diese jedoch kritisch zu hinterfragen (Oschlies w

1990: 48 ff.). 
 
Die  Auffassung,  dass  automatisch  alle  Bürger  der  DDR  als  einem  »antifaschistischen 
Staat« selbst auch »Antifaschisten« [ohne nähere Angaben zur begrifflichen Definition] 
seien (Kowalczuk 2009: 32), ist objektiv betrachtet eine Illusion, denn ein Reisepass do‐
kumentiert lediglich eine individuelle und rein formale Rechtsbeziehung zu einem Staat, 
icht jedoch eine Gesinnungsbeziehung eines ganzen Staatsvolkes, wenngleich die Pro‐n
paganda in der DDR bemüht war, dies anders darzustellen (Schubarth et al. 1992: 17).  
 
Ein Faschismus‐Begriff,  der auf konstruierten  statt  realen  sozio‐ökonomischen Annah‐
men basierte, ermöglichte es der SED – in Abgrenzung zur nationalsozialistischen Herr‐
schaft  –  jedoch, den Aufbau  ihres »antifaschistischen Staates«  (im Umkehrschluss also 
eines  »sozialistischen Staates«)  zu  legitimieren, wenn dies  schon nicht über die breite 
Zustimmung der Bevölkerung, ausgedrückt durch allgemeine,  freie, geheime, unmittel‐
bare und gleiche Wahlen, gelang (vgl. Fußnote 18). Von daher wurde der »Antifaschis‐
mus« von Beginn an aus  ideologischen Gründen auch zum primären Erziehungsziel  in 
der DDR. Die verordnete Selbstwahrnehmung »als das bessere Deutschland«  fungierte 
als innenpolitischer Stabilitätsfaktor, denn der institutionalisierte Antifaschismus nahm 
ald die Rolle  eines quasi‐religiösen  »Ersatz‐Patriotismus«  in der DDR ein  (Schubarth b
et al. 1992: 25; Kowalczuk 2009: 32).  
 
Somit konnte sowohl der Volksaufstand am 17. Juni 1953 als »faschistischer Putschver‐
such« bezeichnet werden, wie auch die »Berliner Mauer« (bzw. die Grenze der DDR zur 
Bundesrepublik Deutschland) im offiziellen Sprachgebrauch der DDR ein »antifaschisti‐
scher  Schutzwall«  war.  Entlarvend  ist  dabei  allerdings,  dass  sämtliche  Abwehr‐  und 
Sperrmaßnahmen  –  von  den  Streckmetallgitterzäunen,  den  Grenzsignaldrähten,  über 
Selbstschussanlagen (Typ »SM‐70«) und »personenvernichtende Erdsperrminen« (»Typ 
66«)  bis  zu  den  Sperrgräben  für  Personenkraftwagen  –  nicht  »feindwärts«  sondern 
»freundwärts«,  also  nicht  in  Richtung  der  Bundesrepublik  Deutschland  bzw.  West‐
erlins sondern immer  in Richtung DDR,  installiert waren (Ritter 2007: 71). Das wahre 

 B u a
B
Ziel war also, die eigene evölker ng effektiv  m Verlassen des Staates zu hindern. 
 
Bereits  im  Jahr  1992  wurden  (unter  der  Leitung  von  Wissenschaftlern  aus  Ost‐
Deutschland  und Mitarbeit  von  Kollegen  aus  dem Westen)  erstmals  bemerkenswerte 

Zentralinstituts  für  Jugendforschung  (ZIJ)20 in  Leipzig  aus 
ng  »Zum  Geschichtsbewußtsein  Jugendlicher«)  veröffent‐

Erhebungen  des  damaligen 
dem  Jahr  1988  (Untersuchu
                                                        
20 Das Zentralinstitut für Jugendforschung (ZIJ) wurde 1966 gegründet [1990 aufgelöst] und sollte der SED mit 
wissenschaftlichen Erkenntnissen zu politischen Einstellungen, Verhaltensweisen, Visionen und Problemen über 
die DDR-Jugend zuarbeiten. Spezialbereiche waren die Intelligenz-, Kreativitäts- und Zwillingsforschung. Dazu 
betrieb das ZIJ umfangreiche empirische Forschungen, die zu DDR-Zeiten aufgrund ihrer Ergebnisse meistens 
klassifiziert wurden. Heute profitieren Sozialwissenschaftler von den inzwischen zugänglichen Studien. Das der 
Karl-Marx-Universität Leipzig (KMU) beigeordnete Institut wurde maßgeblich durch das Wirken des Psychologen 
Walter Friedrichs (* 1929) geprägt. – Weiterführende Literatur: Walter Friedrich / Peter Förster / Kurt Starke 
(Hrsg.): Das Zentralinstitut für Jugendforschung Leipzig 1966-1990. Geschichte, Methoden, Erkenntnisse. Berlin 
(edition ost): 1999. 
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licht  (Schubarth et al. 1992: 12‐28), die zu DDR‐Zeiten – aus der Binnensicht völlig zu 
Recht – als »streng geheim«, also bei Bekanntwerden »den Fortbestand der Deutschen 
Demokratischen  Republik  gefährdend«  eingestuft  wurden.  Der  Grund  dafür  ist  offen‐
kundig,  da  die  Auswertungen  der  Befragungen  von  Schülerinnen  und  Schülern  bzw. 
Auszubildenden  im  Jahr  1988 das Versagen der  »antifaschistischen Erziehung«  in  der 
DDR belegen, denn die Ansichten der DDR‐Jugendlichen zum Nationalsozialismus offen‐
barten entweder ein Desinteresse an dieser Periode deutscher Geschichte oder sogar ein 
unerwartet hohes Akzeptanz‐ und Sympathiepotenzial dafür (a.a.O.: 18).  Im Folgenden 
werden  einige  Ergebnisse  der  ZIJ‐Untersuchung  zur  Verdeutlichung  herangezogen,  da 
iese  als  erste  und  letzte  umfassende  DDR‐interne  Studie  völlig  unverdächtig  ist,  ein 
ewusst negatives Bild auf die DDR werfen zu wollen.  
d
b
 

 
 

 Schüler Lehrlinge 

eher zustimmend eher ablehnend eher zustimmend eher ablehnend 

»Die Zeit des Fa-
schismus hat mir 
nichts mehr zu 

sagen.« 

27 39 31 41 

»Vom Faschismus 
will ich nichts mehr 

hören.« 
25 41 27 44 

»Wenn ich an die 
Zeit des Faschis-
mus denke, dann 
fühle ich mich be-

troffen.« 

40 38 41 30 

 
Tab. 1: Einstellungen von DDR-Jugendlichen 1988 (in Prozent) zum Nationalsozialismus 

(Schubarth et al. 1992: 19) 
 
 
Die Untersuchung ergab zudem eine steigende Ablehnung des offiziell vermittelten Bil‐
des von der Geschichte der DDR, eine geringe Identifikation der Jugend mit ihrem Staat, 
während das Interesse an der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland und an ande‐
ren »weißen Flecken in der DDR‐Geschichtsschreibung« zunahm (ebenda), die besonde‐
re politische Situation West‐Berlins (und damit zugleich auch Ost‐Berlins bzw. den auch 
dort geltenden Vier­Mächte­Status, der offiziell heruntergespielt oder sogar negiert wur‐
de)  eingeschlossen. Die Kernaufgabe des ZIJ war die wissenschaftliche Zuarbeit  durch 
mpirische Analysen und Methoden der Sozialforschung zur Optimierung der Jugendpo‐e
litik der SED gewesen.  
 
Anstatt  jedoch die ernüchternden Ergebnisse der ersten soziologisch‐empirischen Stu‐
die dieser Art tatsächlich dafür zu verwenden, propagierte die SED ihre Fiktion weiter‐
hin als Realität: Das Bild einer »geschichtsbewußten  Jugend«, der das »Wissen um die 
revolutionären Traditionen unseres Kampfes  [...]  Stolz auf das von uns  in harten Klas‐
senauseinandersetzungen  und  unter  Anstrengungen  Erreichte  [vermittelt]  und  Kraft 
und Zuversicht für die Lösung der vor uns stehenden Aufgaben gibt.«, wie es der »Chef‐
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ideologe«  der  SED,  Prof.  Kurt  Hager,  im  Politbüro  zuständig  für  die  Kultur‐  und  Bil‐
ungspolitik der DDR, im Juni 1988  selbst formulierte.21 d
 
 

 Schüler Lehrlinge 

eher zustimmend eher ablehnend eher zustimmend eher ablehnend 

»Der Faschismus 
hatte auch seine 
guten Seiten.« 

12 77 15 75 

»Hitler wollte nur 
das Beste für das 
deutsche Volk.« 

4 87 11 82 

»Die Deutschen 
waren schon immer 
die Größten in der 

Geschichte.« 

12 68 15 69 

 
Tab. 2: Auffassungen von DDR-Jugendlichen 1988 (in Prozent) zum Nationalsozialismus 

  (Schubarth et al. 1992: 20)  
 

 
Die DDR hatte sich durch den Schulterschluss mit der Sowjetunion und in Abgrenzung 
zur Bundesrepublik Deutschland selbst zu den »Siegern der Geschichte« erklärt. Für die 
Mehrheit  der  DDR‐Bevölkerung  in  den  1970er  Jahren  galt  die NS‐Zeit  als  »bewältigt« 
(wobei  eine  aktive  Vergangenheitsbewältigung  in  der  DDR  in  der  Realität  gar  nicht 
stattgefunden hatte, sofern man darunter mehr versteht als die bloße Entfernung ehe‐
maliger  NSDAP‐Mitglieder  aus  Funktionen;  auf  die  stets  angespannten  Beziehungen 
zwischen der DDR und Israel sei an dieser Stelle nur anmerkend hingewiesen), und man 
stellte sich keine gesellschaftspolitischen Fragen in dem Zusammenhang. Dies mag mit 
ein Grund gewesen  sein, weswegen  sich  ab den 1970er  Jahren  eine  erstaunlich  große 
Neonazi‐Szene in Teilen der DDR entwickeln konnte: Dies nicht unbemerkt seitens der 
Stasi, wohl aber einem öffentlichen Diskurs entzogen.  Im  Jahr 1978 ermittelte das ZIJ, 
dass  der  Aussage  »Die  Gründung  der  DDR  ist  ein Wendepunkt  in  der  Geschichte  des 
eutschen Volkes«  immerhin 87 % der befragten Jugendlichen zustimmten; 1988, also d
noch vor der Wende, waren es dann nur noch 46 % (Schubarth et al. 1992: 14). 
 
Auf den speziellen Aspekt der »Unwirksamkeit der antifaschistischen Schulbildung« aus 
der  Erhebung  des  ZIJ  aus  dem  Jahr  1988  soll  im  Folgenden  noch  näher  eingegangen 
werden, denn hier schließt sich  inhaltlich konkret der Kreis zum instutionell über den 
chulunterricht vermittelten Antifaschismus in der DDR, dem an der »Mildred‐Harnack‐S
EOS« natürlich ein besonderer Stellenwert zukam. 
 
Die Zahlen aus den beiden obigen Tabellen belegen einerseits bereits  für 1988 ein er‐
staunliches Desinteresse der befragten Jugendlichen am Nationalsozialismus (und damit 
auch am Geschichts‐ und Staatsbürgerkundeunterricht in der DDR bzw. trotz umfangrei‐
cher  politischer  Schulung  darüber  hinaus  durch  die  Pionierorganisation,  die  FDJ  und 

Bildungsagenten).  Viel  stärker  verwundern  andererseits weitere  Sozialisations‐  und 

                                                        
21 vgl. »Bericht des Politbüros an das ZK der SED, Berichterstatter Genosse Kurt Hager«. In: Dokumentation der 
VI. Tagung des Zentralkomitees der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands vom 9. und 10. Juni 1988. Berlin 
[Ost] (Volk und Wissen): 1988. 79. 
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dann nur noch die klaren Tendenzen zur Verharmlosung dieser Periode bis hin zu offe‐
ner Sympathie und einer naiven Unkenntnis von Sachzusammenhängen (z. B. der Auf‐
bau  einer  breitangelegten  Rüstungsindustrie  zur  konkreten  Kriegsvorbereitung  als 
Hauptgrund für Vollbeschäftigung im »Dritten Reich«), die durch die ZIJ‐Studie in ano‐
ymen schriftlichen Aussagen von Schülern (Jungen) und männlichen Lehrlingen (und 
ereinzelt weiblichen Befragten) belegt werden. 
n
v
 
 
»Die Zeit des Hitlerfaschismus [sic!] war eine Sternstunde in der deutschen Geschichte, jedenfalls auf die Ziele 
Hitlers bezogen. Die Art und Weise der Durchführung war aber nicht so gut.« 

»[...] Das Schlechte ist ja schon zur Genüge bekannt (z. B. KZ, Judenverfolgung), und darüber möchte ich nichts 
mehr schreiben. Das Gute an dieser Sache war wiederum, daß es z. B. nur wenig Arbeitslose gab.« 

»[...] Ich bin der Meinung, Hitler war damals so etwas wie der Retter in der Not, und deshalb kann man es den 
Leuten nicht verübeln[, wenn sie in die NSDAP eingetreten sind].« 

»In dieser Zeit war die NSDAP eine Partei wie die heutigen Parteien. Keiner empfand es als schlecht, Mitglied 
dort zu sein. Es gab Arbeit, etwas zu essen und auch kulturelle Erlebnisse.« 

 
Tab. 3: Anonyme schriftliche Zitate von DDR-Jugendlichen 1988 zum Nationalsozialismus 

(Auswahl und Zusammenstellung nach Schubarth et al. 1992: 17-22) 
 
 
Der  im staatssozialistischen Sinn überstrapazierte bzw. auf pseudo‐sozialökonomische 
usammenhänge  reduzierte  Faschismus‐Begriff  analog  zur  mehrfach  erläuterten  »Di‐Z
mitroff‐These« spielte im Meinungsbild überraschenderweise gar keine Rolle.  
 
Die negativen Bewertungen des Nationalsozialismus der befragten  Jugendlichen domi‐
nierten insgesamt die Aussagen zwar, bezogen sich aber nur oberflächlich auf die mar‐
kanten  Erscheinungsformen  (KZ,  Terror,  Mord,  Leiden,  Judenverfolgung,  Krieg),  wäh‐
rend Schubarth und Schmidt zu Recht darauf hinweisen, dass wesentliche konstitutive 
erkmale  wie  »Diktatur«,  »Manipulation«,  »Gleichschaltung«,  »Unterdrückung«  und M

»Vernichtung Andersdenkender« nicht wahrgenommen werden (a.a.O.: 20).  
 
Mitte 1990 – also ebenfalls noch zu DDR‐Zeiten – wurde eine erweiterte Befragung einer 
mit 1988 vergleichbaren Schülerpopulation durchgeführt. Während sich die bisherigen 
Aussagen kaum verändert hatten durch die politische Wende  in der DDR, kamen neue 
Fragestellungen hinzu: Erstmals wurden DDR‐Jugendliche direkt nach ihrer Einstellung 
zu  Adolf  Hitler  gefragt.  Das  Ergebnis war  bemerkenswert,  denn  7 %  der  Schüler  und 
Lehrlinge empfanden »Achtung und Sympathie« für Hitler, unter den Großstadtschülern 
Ost‐Berlin, Leipzig, Magdeburg) waren es sogar 11 %; bereinigt um weibliche Befragte (
stieg der Anteil nochmals auf 15 % in den genannten Großstädten (a.a.O.: 22 f.).22   
 
Verändert hatte sich ebenfalls in Untersuchungen des Jahres 1990 die Sicht auf die reale 
Lebenswirklichkeit  bzw.  jüngste  (selbsterlebte)  Geschichte  der  befragten  jungen Men‐
schen, denn nun wurden – in wiederum anonymen schriftlichen Äußerungen – Bezüge 

s und Staatssozialismus hergestellt.   zwischen Nationalsozialismu
                                                        
22 Im Juni und Juli 1990 wurde vom ZIJ Leipzig und dem Deutschen Jugendinstitut München eine deutsch-
deutsch Schülerbefragung durchgeführt mit über 1.000 Schülerinnen und Schülern jeweils aus Ost (Ost-Berlin, 
Leipzig, Magdeburg) und West (West-Berlin, Köln, München). Trotz unterschiedlicher Erziehungssysteme, einer 
spezifisch anderen Sozialisation und einer verschiedenartigen Konfrontation mit der NS-Vergangenheit in den 
beiden Teilen Deutschlands gab es letztlich keine nennenswerten Unterschiede zwischen Jugendlichen aus Ost 
und West im Hinblick auf das Akzeptanz- und Sympathiepotenzial für Hitler. 
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»Ich finde, die alte DDR-Regierung hat uns genauso behandelt, wie die Regierung des Faschismus.  
Sie hat uns aber das Leben gelassen.« 

»Sozialismus und Faschismus können als Unterteilungen des Kapitalismus [! – AMS] gelten.  
Beiden wollten Weltherrschaft, und beide waren Fehltritte.« 

»Wir regen uns über die Vergangenheit auf, die Gegenwart des Sozialismus war schlimmer.« 

»Momentan sehe ich zwischen den Antifaschisten und den rechten Kräften keinen Unterschied.  
Die Linksextremen [! – AMS] schlagen doch auch Leute zusammen, die anderer politischer Auffassung sind.« 

 
Tab. 4: Anonyme schriftliche Zitate von DDR-Jugendlichen 1990 zum Nationa ozialismus ls

(Auswahl und Zusammenstellung nach Schubarth et al. 1992: 24) 
 
 
Die  Autoren  des  in  vielerlei  Hinsicht  –  nicht  nur  durch  die  Publikation  der  ZIJ‐
Untersuchung  »Zum  Geschichtsbewußtsein  Jugendlicher«  in  der  DDR  im  Jahr  1988  – 
bemerkenswerten Aufsatzes zum »Verordneten Antifaschismus und seinen Folgen« stel‐
len zutreffend fest, dass die obigen Aussagen und Bewertungen der letzten jungen DDR‐
Bürger‐Generation nur das Fazit zulassen, dass  sämtliche Propaganda wirkungslos ge‐
blieben  ist.  Immerhin bescheinigen  sie  der  »antifaschistischen Erziehung«  in  der DDR 
den  ebenfalls  schon  angesprochenen  systemstabilisierenden  Charakter:  Bei  der  Ge‐
schichtsbewusstseins‐Studie von 1988 stimmten 95 % der befragten  Jugendlichen der 
Aussage zu, dass die »gesellschaftlichen Wurzeln des Faschismus« in der DDR beseitigt 
seien, während dies im Hinblick auf die Bundesrepublik Deutschland nur 16 % annah‐
men;  bei  der  Studie  im  Sommer  1990  betrug  das  Verhältnis  nur  noch  67 %  zu  22 % 
(a.a.O.: 25). Dass auch selbst diese positiven Werte nur eine Fiktion waren, wurde erst 
b den 1990er  Jahren offenkundig, als die Fakten zum Rechtsradikalismus  in der DDR a
bekannt wurden. 
 
Als  einen möglichen  Grund  für  das  Versagen  des  über  den  Unterricht  und  die  Schule 
vermittelten Antifaschismus führen die Autoren eine Übersättigung mit einseitiger Pro‐
paganda an, die  insbesondere  in den 1980er  Jahren nicht als Abbild der DDR‐Realität, 
ondern  als Wunschdenken  der  SED  durchschaut wurde  und  somit  ins  Gegenteil  um‐s
schlug (a.a.O.: 26).  
 
Besonders nach der Übernahme der Funktion des Generalsekretärs des Zentralkomitees 
der Kommunistischen Partei der  Sowjetunion  (KPdSU) durch Michail Gorbatschow  im 
Jahr 1985 kam es bei der Jugend in der DDR zu einer Bewusstseinsänderung, die einher‐
ging mit einer stärkeren Distanzierung von der Politik der SED, einer  fortschreitenden 
Entpolitisierung  und Desillusionierung  bzw.  einer  aktiven Hinwendung  zur  Bundesre‐
publik Deutschland in Verbindung mit der Hoffnung auf Glasnost und Perestroika in der 
DDR.  Statt  darauf  einzugehen,  reagierte die  Führungsspitze der  SED mit  starrsinnigen 
Phrasen (Kurt Hager: »Würden Sie, [...] wenn Ihr Nachbar seine Wohnung neu tapeziert, 
sich verpflichtet fühlen, Ihre Wohnung ebenfalls neu zu tapezieren?«; Kowalczuk 2009: 
129  f.).  Zudem war  Erich Honecker  selbst  bis  zum  Schluss  der  Auffassung, mit  seiner 
mtsübernahme 1971 wären  in der DDR bereits  alle Reformen durchgeführt worden, 

  t
A
die Mitte der 1980er Jahre in der Sowjetunion ers  anfingen (Honecker 1987: 241 ff.). 
 
Außerdem  wird  von  Schubarth  und  Schmidt  in  ihrem  Essay  eine  zusammenfassende 
Analyse von DDR‐Geschichtslehrbüchern ab 1951 vorgelegt, die deutlich macht, dass die 
Rolle der Nationalsozialisten reduziert wurde auf die von »Handlangern und Agenten« 
sowie die des »Großkapitals« auf die der »Auftraggeber und Profiteure«. Andere Aspekte 



  g »Traditionsprogramm Rote Kapelle«            XXIIQuellensammlun

wie Informationen über den Alltag während der NS‐Zeit, ein sich Einrichten in der Dikta‐
tur, die Aufstiegschancen über die NSDAP als Parteiorganisation, die durchaus hetero‐
gene  Erfahrungswelt  der  Wehrmachtsangehörigen,  den  »Röhm‐Putsch«  vom  30.  Juni 
1934 (der seit 1970 nicht mehr im Unterricht in der DDR erwähnt werden durfte), der 
Führerkult um Adolf Hitler und die Verführbarkeit der Massen wurden kaum oder gar 
nicht thematisiert und den Schülerinnen und Schülern emotional oder rational nahege‐
bracht (Schubarth et al. 1992: 15); vermutlich auch deswegen nicht, da sonst strukturel‐
le Parallelen zum SED‐Regime hergestellt werden könnten, wie es dann später tatsäch‐
lich auch erfolgte (vgl. Tab. 4). In diese Reihe passt auch die Ausblendung des vielschich‐
tigen nicht‐kommunistischen anti‐nationalsozialistischen Widerstandes. Da die DDR als 
»antifaschistischer  Staat«  seine  Bürger  pauschal  von  jeglicher  Verantwortung  am NS‐
Regime freigesprochen hatte (diese wurde vollständig abgewälzt auf die »faschistische« 
Bundesrepublik Deutschland), wurden Fragen nach der Verantwortung aller Deutschen 
am  Nationalsozialismus  in  den  Schulen  der  DDR  nicht  thematisiert.  Im  letzten  Ge‐
chichtslehrbuch der DDR von 1988 wird diese Thematik kurzerhand dem »Schulden‐s
konto des Imperialismus« zugeschoben (ebenda).23   
 
Auf den Stellenwert des Antifaschismus in der Erziehung im Staatssozialismus der DDR 
wurde  bereits  hingewiesen.  Die  konkrete  Ausgestaltung  beschreiben  Schubarth  und 
Schmidt (a.a.O.: 14 f.) auf eingängige Weise, so dass dieser Abschnitt aus dem Unterkapi‐
el mit  der Überschrift  »Antifaschismus  als  Pflicht  in  Schule  und Gesellschaft«  im  Fol‐
enden
t
g
 

 direkt zitiert wird: 

»Pflege, Aneignung und weitere Erschließung der Traditionen des Widerstandes 
gehörten als feste Bestandteile zur Arbeit der Schule, der Kinder‐ und Jugendor‐
ganisationen sowie der Medien. Kundgebungen und Zusammenkünfte mit ehema‐
ligen antifaschistischen Widerstandskämpfern, Besuche in den rund 4.000 Mahn‐ 
und  Gedenkstätten  sowie  die  »Namensträgerbewegung«  in  Jugendkollektiven  – 
1987  trugen  rund  1/4  aller  Jugendbrigaden,  jede  dritte  Grundorganisation  der 
Freien Deutschen  Jugend  (FDJ)  und  2/3  aller  Pionierfreundschaften  den Namen 
von Antifaschisten – bildeten die hauptsächlichen Formen des Umganges mit der 
deutschen Geschichte von 1933‐45. Das »Komitee der Antifaschistischen Wider‐
standskämpfer« mit  seinen verschiedenen  territorialen Gliederungen und Kom‐
missionen »Traditionsarbeit« bei den Bezirks‐ und Kreisleitungen der SED führte 
allein  im Jahr 1988 36.000 Veranstaltungen mit mehr als 1,6 Millionen Teilneh‐
mern durch. Diese »Erfolgsbilanz« wurde anläßlich des 40. Jahrestages der DDR 
[7.  Oktober  1989  –  AMS]  in  der  vom  ZK  der  SED  herausgegebenen  Zeitschrift 
»Einheit«  veröffentlicht.24 Viele  dieser  Veranstaltungen  waren  allerdings  reine 
Pflichtveranstaltungen, die man oftmals einzig deshalb zelebrierte, weil es Lehr‐
plan oder Kalender so vorsahen; ihr erzieherischer Effekt blieb oft fragwürdig«.  

 
Im Quellenmaterial wird die Rezeption des Wirkens der Mitglieder der »Roten Kapelle« 
in  der  Bundesrepublik  Deutschland  kritisiert  bzw.  zur  Untermauerung  der  SED‐
Propaganda nicht den Tatsachen entsprechend dargestellt  (19). Es  ist von daher sinn‐
voll,  zumindest eine exemplarische Darstellung der »Roten Kapelle« vor 1990  aus dem 

erprüfung der Behauptungen im Quellenmaterial heranzu‐Westen Deutschlands zur Üb

                                                        
23 vgl. Geschichte. Lehrbuch für die Klasse 9. Berlin [Ost] (Volk und Wissen): 1988. 200.  
24 vgl. Siegfried Vietzke: »Antifaschismus prägt unseren Weg, unsere Macht«. In: Einheit. Zeitschrift für Theorie 
und Praxis des wissenschaftlichen Sozialismus. 44. Jahrgang. Ausgabe September / Oktober 1989. Berlin [Ost] 
(ZK der SED): 1989. 940.   
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ziehen:  Die  seit  1952  überparteilich  arbeitende  Bundeszentrale  für politische Bildung 
(BpB) in Bonn gibt seit ihrer Gründung die periodische Veröffentlichung Informationen 
zur politischen Bildung  heraus,  die  unter  anderem bis  heute  in Klassensatzstärke  auch 
Schulen zur Arbeit im Unterricht zur Verfügung gestellt werden und seit fast 60 Jahren 
im  Geschichts‐  und  Politikunterricht  in  der  Bundesrepublik  Deutschland  eingesetzt 
werden. Im Jahr 1974 erschien erstmals das Heft Nummer 160 mit dem Titel »Der deut‐
sche Widerstand 1933‐1945«;  im Folgenden wird auf den Neudruck 1987 (4. Auflage) 
eingegangen, der unverändert der »Roten Kapelle« einen eigenen Abschnitt widmet un‐
ter der Überschrift »Herausragende Widerstandsgruppen«, die  für sich genommen be‐
eits nicht auf  eine Diffamierung schließen  lassen kann. Da Verkürzungen bereits  eine 
ertung bedeuten, erfolgt hier das entsprechende Volltextzitat (BpB 1987: 18): 
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3. Die »Rote Kapelle« 
 
In seinem Buch »Deutsche gegen Hitler« schreibt der 
englische Journalist Terence Prittie, 25  die westdeutschen 
Historiker hätten nach dem Krieg in ihren Arbeiten über den 
Widerstand »die Mitglieder der ‚Roten Kapelle‘ und andere 
kommunistische Gruppen ohne weiteres als Verräter ange-
sehen, deren Namen nicht verdienten, in einem Atemzug 
mit denen von Stauffenberg, Beck, Leber und anderen 
genannt zu werden. In einer Hinsicht ist das wohl nicht 
ganz fair, verlangt doch Widerstand an sich schon gewis-
sen Eigenschaften wie Mut, Idealismus und Geistesstärke. 
Auch können diese deutschen Kommunisten nicht völlig mit 
dem Sowjetimperialismus identifiziert werden – sie konnten 
damals noch nicht wissen, was die Sowjets Deutschland 
antun würden oder daß Stalins Joch einmal genauso 
schwer lasten könnte wie Hitlers.« 
 
Und Hans Rothfels26 schreibt speziell über die »Rote Kapel-
le«, es sollte zwar in keiner Weise verwischt werden, daß 
sie die russische Armeeführung mit militärischen Informati-
onen versorgt hat, doch »ebensowenig ist eine summari-
sche Abschüttelung der Männer und Frauen dieses Kreises 
als bloße Kreml-Agenten und daher nicht zum Bereich der 
echten Opposition gehörig am Platze ... Mochten ihre Ziele 
und Mittel von denen der übrigen Gruppen abweichen, 
Gesinnung und Haltung taten es nicht ...« 
 
Diese Gesinnung und Haltung hat im gemeinsamen Kampf 
gegen Hitler und besonders in der allgemeinen Not der 
Kozentrationslager zu vielen Freundschaften zwischen 
Sozialdemokraten, Christen und Kommunisten geführt. 
 
Die beiden  führenden Köpfe der von der Gestapo so ge-
nannten »Roten Kapelle« waren Harro Schulze-Boysen, 
Sohn eines Kapitäns zur See und seit 1936 als Oberleut-

ant im Luftfahrtministerium, und Dr. Arvid Harnack, Ober-
egierungsrat im Wirtschaftsministerium.  
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Schulze-Boysen war 1933 als aktives Mitglied des konser-
vativen »Jungdeutschen Ordens« verhaftet worden.  Sein 
schon vorher bestehender Haß auf den Nationalsozialismus 
ließ ihn Kontakt zum kommunistischen Widerstand auf-

 

 

 
 
 
nehmen, der sich in Berlin auf Zellen in großen Betrieben 
wie AEG, Borsig, Reichsbahn und Reichspost stützte. 
Harnack besorgte sich kurz vor dem Angriff auf Rußland 
über die sowjetische Botschaft in Berlin ein Funkgerät. 
Weitere Geräte wurden durch Fallschirmagenten geliefert. 
Über das so aufgebaute Funknetz wurden die Sowjets mit 
Berichten über politische, militärische und wirtschaftliche 
Vorgänge, insbesondere über die Rüstungsproduktion 
versorgt.  
 
Von dieser Spionage-Tätigkeit eines kleinen »inneren« 
Kreises wußten die Mitglieder des sehr viel größeren »äu-
ßeren« nichts. Unter ihnen waren – keineswegs alle Kom-
munisten – viele Beamte, Intellektuelle und Künstler. Sie 
verteilten die von Schulze-Boysen in einer Geheimdruckerei 
hergestellten Zeitschriften »Der Vortrupp« und »Die innere 
Front«, die sich in mehreren Sprachen auch an ausländi-
sche Zwangsarbeiter wandten. Gedruckt und verteilt wur-
den aber auch Reden der Bischöfe Galen und Wurm, von 
Churchill, Stalin, Thomas Mann und Erich Wiechert, in der 
Absicht, den geistigen Widerstand zu stärken. Auch Klebe-
aktionen von Parolen wurden durchgeführt, z. B. im Zu-
sammenhang mit der NS-Propaganda-Ausstellung »Das 
Sowjetparadies« im Frühjahr 1942. 
 
Als im August des gleichen Jahres ein sowjetischer Fall-
schirm-Agent von der Abwehr gefaßt worden war und unter 
der Folter der Gestapo Aussagen machte, konnte ein gro-
ßer Teil der Organisation aufgerollt werden. Die Prozesse 
zogen sich bis Oktober 1943 hin. 75 Angeklagte – manche, 
wie Schulze-Boysen selbst, nach schweren Folterungen – 
wurden zum Tode verurteilt und hingerichtet, unter ihnen 19 
Frauen. 
 
Auf ausdrücklichen Befehl Hitlers erlitten Mildred Harnack 
und Erika von Brockdorff, die nur zu Gefängnisstrafen 
verurteilt worden waren, das gleiche Schicksal. 
 
 

 
                                                       

 
 

25 Terence Cornelius Farmer Prittie (* 1913, † 1985), britischer Journalist und Autor diverser Politiker-Biografien. – 
vgl. Terence Prittie: Germans against Hitler. With a foreword by Hugh Trevor-Roper. Boston (Atlantic Monthly): 
1964. / Deutsche Ausgabe: Deutsche gegen Hitler. Eine Darstellung des deutschen Widerstands gegen den 
Nationalsozialismus während der Herrschaft Hitlers. Tübingen (Wunderlich): 1965. 
26 Hans [John] Rothfels (* 1891, †1976), deutsch-amerikanischer Historiker jüdischen Glaubens (1939 in die USA 
emigriert; Vornamensänderung in John). – vgl. Hans Rothfels: Die deutsche Opposition gegen Hitler. Eine Würdi-
gung. Krefeld (Scherpe): 1949. [Dies war die erste wissenschaftliche Darstellung des deutschen Widerstands 
gegen das NS-Regime und erzielte auch aufgrund der moralischen Autorität des Autors eine breite Wirkung.] 
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Die  Ausführungen  machen  deutlich,  dass  einige  Historiker  in  der  Bundesrepublik 
Deutschland in ihren Publikationen darauf hinwiesen, dass formal betrachtet die Wider‐
standsarbeit des engeren Kreises der »Roten Kapelle« sich als Spionagetätigkeit für die 
Sowjetunion darstellte: Die Ablösung der NS‐Diktatur durch einen Staat unter Einfluss 
der Sowjetunion bzw. ein kommunistisches Deutschland wurde nicht als erstrebenswer‐
tes Ziel des Widerstandes gegen den Nationalsozialismus gesehen. Da sich dies auf den 
ersten Blick inhaltlich mit der Argumentation der NS‐Justiz zum »Landesverrat« deckte 
– ohne damit identisch zu sein, denn der Kampf gegen das NS‐Regime wurde von westli‐
chen Wissenschaftlern zugleich durchaus anerkannt –, deklarierte die SED dies als Dif­
famierung der »Roten Kapelle«.  Zu  diesem  Punkt  kam  es  in  der  pluralistischen  Gesell‐
schaft  im Westen  Deutschlands  ab  Kriegsende  zu  unterschiedlichen  Bewertungen  der 
Widerstandstätigkeit der »Roten Kapelle«. Anders als in der DDR gab es in der Bundes‐
republik Deutschland auch kein Meinungsmonopol auf Seiten der wechselnden Bundes‐
egierungen,  insofern  auch  keine  »offizielle  Geschichtsdeutung«  Der  Münchner  Ge‐
chicht
r
s
 

sprofessor Horst Möller (1994: 27) fasst den Sachverhalt wie folgt zusammen:  

»Aufgrund des doppelten Antitotalitarismus in der politischen Grundorientierung 
der  Bundesrepublik  Deutschland  sah man  sehr  scharf  die  politische Mitverant‐
wortung der Kommunisten für das Scheitern der Weimarer Demokratie und spä‐
ter  für die Entfesselung des Zweiten Weltkrieges durch Hitler. Auch konnte die 
Konspiration  der  Kommunisten  durchaus  als  Verrat  gedeutet  werden,  weil  sie 
keineswegs der Wiederherstellung des Rechtsstaats diente,  sondern der Errich‐
tung  einer  totalitären Diktatur  nach  dem Vorbild  der  Sowjetunion.  Aus  diesem 
Grunde gestand man dem kommunistischen Widerstand nicht die gleiche morali‐
sche Qualität wie dem sozialdemokratisch, konservativ, religiös oder militärisch 
motivierten Widerstand  zu: Wer  die  totalitäre Diktatur  in  einem  anderen  Staat 
rechtfertigte,  besaß  nicht  die moralische  Qualifikation,  die  Diktatur  im  eigenen 
Staat zu stürzen, sondern lediglich eine politische Legitimation. Und da man die 
politischen Ziele der Kommunisten bekämpfte, sah man in Westdeutschland kei‐

n Hitler besnen Grund, ihren Widerstand gege onders zu rühmen.« 
 
Eine differenzierende – und selbst  auch noch eine kontroverse – Darstellung des Wir‐
ens  der  »Roten  Kapelle«  sind  insofern  nicht  gleichzusetzen  mit  einer  Diffamierung k
(a.a.O.: 13 ff.; dem widersprechend Danyel 1994: 469).   
 
Schließlich  kann  der  kommunistische  Phraseologismus  vom  »Friedensstaat  DDR«  im 
Gesamtzusammenhang  des  staatssozialistischen  Antifaschismus  nicht  unerwähnt  blei‐
ben, denn die permanente Friedensrhetorik der SED sollte zusätzlich eine positive Bin‐
dung der DDR‐Bürger an ihren Staat entfalten. Der in Ost‐Berlin aufgewachsene Histori‐
ker  Ilko‐Sascha Kowalczuk skizziert den Umstand, dass diese allerdings zur Farce ver‐
kam, da  jeder gesellschaftliche Zusammenhang gemäß der Propaganda diesem Ziel zu‐
geordnet wurde: »Alles diene dem Frieden, wurde pausenlos verkündet, der Arbeitsein‐
satz am Wochenende [»Subbotnik« ‐ AMS]27 ebenso wie der Wehrdienst, die Planüberer‐

                                                        
27 Ein »Subbotnik« [von russisch суббота für »Samstag«] ist ein freiwilliger Arbeitseinsatz in sozialistischen 
Ländern, ursprünglich immer an einem Samstag, der auf einen Artikel Lenins vom Juni 1919 zurückgeht (»О 
героизме рабочих в тылу. По поводу «коммунистических субботников.« In: Die große Initiative.) – In der Re-
gel wurde dieser von der Hausgemeinschaftsleitung (HGL) organisiert; begleitend zu den Aufräum- und Hilfsar-
beiten wurde gegrillt, Bowle, Glühwein oder andere Getränke ausgegeben und eine Tombola bzw. eine Ver-
schenk-Aktion kleiner Artikel von den Teilnehmenden für die Teilnehmenden durchgeführt. Noch heute gibt es 
mancherorts im Osten Deutschlands Subbotniks, wenn diese auch oft nicht mehr so bezeichnet werden. 
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füllung wie  gute Zensuren  in  der  Schule. Die  Friedensrhetorik machte weder  vor Kin‐
dergärten noch vor Altersheimen halt. Es gab vor ihr kein Entrinnen.« (2009: 33).  
 
Die immer stärkere Militarisierung der Gesellschaft in der DDR, bis hin zu Patenschaften 
zwischen NVA‐Einheiten und Kindergärten, wurde damit gerechtfertigt, dass behauptet 
wurde, der sozialistische Staat an sich garantiere zwar den Frieden, zur Abwehr von in­
neren [!] und äußeren Feinden müsse  jedoch der »Frieden bewaffnet«  sein. Demzufolge 
wurde  jeder,  der  sich  gegen die Wehrpflicht28 (ab 1962),  den paramilitärischen Wehr­
unterricht  an den Schulen (vom Schuljahr 1978 / 1979 an  für die 9. Klassen der Poly‐
technischen und Erweiterten Oberschulen  aufwärts)29 oder die  vormilitärische Ausbil‐
dung an den Universitäten aussprach bzw. zum Pazifismus bekannte, pauschal als Frie­
ens­ und Sozialismusgegner angesehen und musste mit Repressionen wie der Verweige‐d
rung der Zulassung zum Studium oder Benachteiligungen im Arbeitsleben rechnen.  
 
Die DDR war tatsächlich aktiv in keinen Krieg involviert. Die angebliche Teilnahme von 
NVA‐Truppen  an  der  Niederschlagung  des  Prager  Frühlings  1968,  so  die  SED‐
Propaganda, stellte sich 1990 als unwahr heraus, denn selbst der Sowjetunion war der 
Gedanke an deutsche Soldaten in Prag, auch sozialistische, nicht geheuer und sie unter‐
sagte deswegen der DDR eine aktive Beteiligung (ebenda). Die SED begrüßte jedoch offi‐
ziell  das militärische  Eingreifen  1956  in Ungarn  und  die  Invasion  der Roten Armee  in 
Afghanistan im Jahr 1979. Erich Honecker sprach sich 1981 für eine militärische Lösung 
in Polen aus; Egon Krenz gratulierte den Genossen der Kommunistischen Partei Chinas 
zur »erfolgreichen Wiederherstellung der Ordnung« nach der blutigen Niederschlagung 
der  Demokratiebewegung  auf  dem  Tiān'ānmén  1989  in  Peking,  und  das  SED‐
entralorgan  Neues Deutschland  (ND)  titelte  »Konterrevolutionärer  Aufruhr  in  China 

rmee
Z
wurde durch Volksbefreiungsa  niedergeschlagen« (ND vom 5. Juni 1989: 1). 
 
Besonderes  Aufsehen  erregte  die  im  Zuge  der Wende  ab  dem  2.  Dezember  1989  ge‐
machte  Entdeckung,  dass  die  DDR  jahrzehntelang  Freunden wie  Feinden  bzw.  beiden 
Parteien in einem militärischen Konflikt über die Tarnfirmen Ingenieur­Technischer Au­
ßenhandel  (ITA) der NVA [gebrauchte Waren] und der  Internationale Meßtechnik  IMES 
Import­Export  GmbH  [fabrikneue  Waren  und  Waffenzwischenhandel]  des  DDR‐
Außenhandelsministeriums  bzw.  des  »Bereichs  Kommerzielle  Koordinierung,  Sektor 
Spezielle Technik« (KoKo) des für Devisenbeschaffung zuständigen Staatssekretärs Ale‐
xander Schalck‐Golodkowski in enger Zusammenarbeit mit dem Ministerium für Staats‐

und militärisches Gerät in hohen Stückzahlen30 gegen Devi‐sicherheit Waffen, Munition 

                                                        
28 In direkter Folge zum Verteidigungsgesetz der DDR von 20. September 1961 wurde zum 24. Januar 1962 die 
Allgemeine Wehrpflicht für alle Männer zwischen dem 18. und 50. Lebensjahr eingeführt. Der Wehrdienst betrug 
18 Monate und wurde in der Regel in einer Waffengattung der Nationalen Volksarmee (NVA) abgeleistet. Danach 
war mindestens eine spätere Einberufung zu einer dreimonatigen Reservistenübung üblich. – Ab dem 7. Septem-
ber 1964 gab es für religiös gebundene Wehrpflichtige die Möglichkeit, den Wehrdienst ohne Ausbildung an der 
Waffe als Bausoldat abzuleisten; die Möglichkeit einer Verweigerung bzw. eines zivilen Ersatzdienstes existierte 
in der DDR nicht. Allerdings haftete Bausoldaten gleichfalls das Stigma an, sich nicht vollumfänglich zum Staats-
sozialismus zu bekennen. Die Folge waren die im Haupttext erwähnten Repressionen. – Weiterführende Literatur: 
Matthias Rogg: Armee des Volkes? Militär und Gesellschaft in der DDR. Berlin (Ch. Links): 2008. 
29 An der Theresien-EOS in Ost-Berlin, der einzigen Privatschule der DDR, die sich zudem in der Trägerschaft 
der Katholischen Kirche befand, gab es entsprechend den staatlichen Lehrplänen sowohl Staatsbürgerkunde wie 
auch Wehrunterricht. Letzterer wurde allerdings dadurch faktisch umgangen, dass die unterrichtenden Nonnen 
Erste-Hilfe-Kurse für die Schülerinnen anboten mit der Begründung, dass im Ernstfall auch Lazarette hätten ein-
gerichtet werden müssen. Das Ministerium für Volksbildung akzeptierte diese kreative Lösung. 
30 Nach einer lokalen Presseveröffentlichung über ein geplantes Gespräch zwischen IMES-Vertretern aus Ost-
Berlin und Anwohnern wurde zunächst eine der beiden von der Staatssicherheit Rostock bewachten Lagerhalle 
geöffnet. Dort hatte die Stasi Landmaschinen und Kochgeschirr zur Tarnung bereitgestellt. Bürgerrechtlerinnen 
und Bürgerrechtlern erschloss sich jedoch nicht der Grund für eine Bewachung derartiger Güter, so dass diese 
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sen  in Kriegsgebiete verkauft hatte:31 Bürgerrechtlerinnen und Bürgerrechtler32 hatten 
den Zugang zum zentralen Schiffsfrachtlager in Rostock‐Kavelstorf erzwungen und ent‐
tarnten  so  den  Standort  als  Logistikzentrum  für den  internationalen Waffenhandel der 
DDR­Staatsführung.33 Am  3.  Dezember  1989  treten  das  Politbüro  und  Zentralkomitee 
der SED, also die höchsten Entscheidungsgremien der DDR, geschlossen zurück. 
 
Von der NSDAP zur SED bzw. der Rechtsradikalismus in der DDR 
 
Auch  der  häufig  erfolgte  Hinweis  der  DDR‐Propaganda,  dass  in  der  Bundesrepublik 
Deutschland eine große Anzahl ehemaliger NSDAP‐Funktionäre quasi nahtlos wieder in 
hohe  Ämter  der  Politik  und  Verwaltung  vordringen  konnten,  muss  sehr  differenziert 
hinterfragt werden: Es  ist  richtig, dass es solche Fälle gegeben hat, beispielsweise den 
Kommentator  der Nürnberger Rassengesetze  und  späteren  Staatssekretär  im  Bundes‐
kanzleramt (1953‐1963), Hans J. M. Globke. Die offizielle Sicht der DDR ignorierte aber 
gleichzeitig bewusst, dass es sofort zu einem breiten öffentlichen kontroversen Diskurs 
darüber und zu massiver Kritik bzw. Ablehnung kam, denn der SPD‐Abgeordnete Adolf 
Arndt zitierte in der Debatte am 12. Juli 1950 im Deutschen Bundestag ausführlich aus 
Globkes NS‐Kommentar und stieß so eine lang anhaltende öffentliche Debatte an. Im Fall 
des Bundestagsabgeordneten Wolfgang Hedler (bis 1945 Mitglied der NSDAP, Abgeord‐
netenmandat über die Deutsche Partei, nach Ausschluss aus dieser danach Mitglied der 
Deutschen Reichspartei; der Versuch, Mitglied der FDP zu werden und so in der 2. Legis‐
laturperiode des Deutschen Bundestages wieder ins Parlament einzuziehen, scheiterte), 
der am 26. November 1949 bei einem Vortrag in Neumünster die Widerstandskämpfer 
des 20. Juli 1944 in seinen Reden mehrfach als »Vaterlandsverräter« verunglimpfte, hob 
der Deutsche Bundestag umgehend dessen Immunität auf;34 Hedler wurde vom Landge‐
icht Kiel zwar unverständlicherweise zunächst freigesprochen, im Berufungsverfahren r
aber schließlich zu neun Monaten Haft auf Bewährung verurteilt. 
 
Erwähnt werden muss in diesem Zusammenhang auch, dass das Ministerium für Staats‐
sicherheit über die »Hauptabteilung XX/4« mehrfach nachweislich Dokumente fälschen 
bzw. eigens herstellen ließ (Codename »Aktion Vergißmeinnicht«; gefälschte antisemiti‐
sche  Flugblätter  [»Dich  hat man wohl  vergessen  zu  vergasen!«] wurden  vom MfS,  als 
vermeintliche Neonazi‐Propaganda des Westens gestaltet, von fiktiven Adressen in der 
Bundesrepublik Deutschland aus an jüdische Bundesbürger unter dem Codenamen »Ak‐
tion  J«  geschickt),  die  aus Propagandagründen Politiker und Beamte  in der Bundesre‐
publik Deutschland mit NS‐Verbrechen  bzw. Neonazi‐Aktionen  in Verbindung  bringen 
ollten, obwohl dies  in den konkreten Fällen nicht der Wahrheit entsprach (Wolffsohn s
1995: 40 ff.; Schwarz 1996: 45 f.; Macrakis 2009: 220‐234). 
 
Ignoriert wurde von der DDR‐Propaganda auch die Tatsache, dass die deutliche Mehr‐
heit der Bevölkerung  im Westen Deutschlands auch  schon  in den 1950er  Jahren  (oder 
gerade  so  kurz  nach  dem  Zusammenbruch  des  NS‐Regimes)  genau  so  anti‐
nationalsozialistisch  eingestellt  war  wie  die  DDR‐Bevölkerung.  Diese  Einstellung  war, 
                                                                                                                                                                             
die Öffnung der zweiten Halle erzwangen. Nach Zeitzeugenberichten waren In der ca. 8 Meter hohen Halle »bis 
zur Decke Waffen und Munition gestapelt«; gemäß der späteren Inventarliste 1,5 Millionen Schuss Munition so-
wie vier Güterzüge und etliche LKW-Ladungen an Waffengerät (vgl. Fußnote 31).   
31 vgl. Dokumentarfilmreihe Chronik der Wende des rbb, DVD 2, Folge Samstag, 2. Dezember 1989. 
32 vgl. Bundesarchiv Bild 183-1989-1202-020 [Jürgen Sindermann] vom 12. Dezember 1989.  
33  vgl.  http://www.bstu.bund.de/cln_012/nn_712108/DE/Regionales/Aussenstelle-Rostock/Regionalgeschichten/ 
regionalgeschichten__node.html__nnn=true; aufgerufen am 19. Juli 2010. 
34 vgl. Plenarprotokoll des Deutschen Bundestages (ohne Drucksachennummer damals), 1. Legislaturperiode, 25. 
Sitzung [Bonn] vom 16. Dezember 1949: 765, 773 ff.  
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trotz der Karrieren einzelner früherer NSDAP‐Mitglieder, auch die Richtschnur für alle 
Bundes‐ und Landesregierungen in der Bundesrepublik Deutschland. Wie sonst sollten 
sich  auch  etliche  öffentlich  geförderte Mahnmale,  Gedenkstätten  sowie  staatliche  und 
rivate Publikationen, die sich kritisch und klar ablehnend mit dem Nationalsozialismus p
seit seinem Ende durch die Kapitulation befassten, erklären (Bauer 1961: 2 ff.).  
 
Der  Unterschied  zur  DDR  bestand  allerdings  zum  einen  in  der  Tatsache,  dass  es  dort 
nach der Entnazifizierung in der SBZ durch die SMAD – die, wie bereits ausgeführt, zu‐
gleich auch für politische Säuberungen missbraucht wurde – keinen öffentlichen plura‐
listisch‐freien Diskurs gab und dass im Westen nicht nur kommunistischer Widerstands‐
kämpfer,  sondern  den  Widerstandskämpfern  aller Lager  gedacht  wurde,  denn  dieser 
umfasste beispielsweise auch einen bürgerlich‐zivil (z. B. Kreisauer Kreis), liberal (z. B. 
Robinsohn‐Strassmann‐Gruppe),  studentisch  (z.  B.  »Weiße  Rose«),  militärisch‐
nationalkonservativ  (z.  B.  Stauffenberg  bzw.  20.  Juli  1944),  sozialdemokratisch  (z.  B. 
Reichsbanner Schwarz‐Rot‐Gold), christlich (z. B. Bekennende Kirche, Kölner Kreis) und 
jüdisch (z. B. »Brich’ah‐Gruppe« [Iwrith בריחה für Flucht]) motivierten Widerstand. Diese 
Gruppen passten jedoch nicht in die Ideologie der DDR‐Führung und wurden somit ein‐
fach  ausgeblendet  oder  in  entsprechenden  Schulbüchern  nur  oberflächlich  bzw.  gar 
nicht  erwähnt,  was  eindeutig  eine  selektive Form der Anerkennung von Tatsachen  und 
ine Diskreditierung des allein schon von den Personen zahlenmäßig wesentlich größe‐e
ren nicht‐kommunistischen Widerstands gegen das NS‐Regime darstellte. 
 
Für viele Ostdeutsche, vor allem für ehemalige SED‐Mitglieder, war es nach der politi‐
schen Wende 1989 / 1990 und in den Jahren danach ein tiefer Schock zu erfahren, wie 

tglieder auch in der DDR in der SED35, der Justiz36 bzw. Poli‐
38 – die keinesfalls nur von »Spanienkämpfern« oder »anti‐

etliche ehemalige NSDAP‐Mi
tik37 allgemein und der NVA
                                                        
35 Karl Wilhelm Fricke benannte 1995 vor der Enquete-Kommission »Aufarbeitung von Geschichte und Folgen 
der SED-Diktatur in Deutschland« des Deutschen Bundestages als Beispiele für ehemalige NSDAP-Mitglieder in 
führenden Funktionen Ende der 1980er Jahre: Ernst Großmann (SS-Wachmannschaft KZ Sachsenhausen, in der 
DDR ab 1954 Mitglied des ZK der SED), Heinz Eichler (Sekretär des Staatsrates), Heinrich Homann (stellv. Vor-
sitzender des Staatsrats und der NDPD, Mitglied bereits seit der »Kampfzeit« der NSDAP in den 1920er Jahren), 
Hans Reichelt (Vizepremier und Minister für Umweltschutz), Herbert Weiz (Minister für Wirtschaft und Technik), 
Bruno Lietz (Minister für Land- und Forstwirtschaft), Gerhard Beil (Minister für Außenhandel), Horst Stechbarth 
(stellv. Verteidigungsminister), Harry Hindemith (bekannter DEFA-Schauspieler und Filmfunktionär). Noch 1986 
gehörten der in dem Jahr neugewählten Volkskammer der DDR 19 ehemalige NSDAP-Mitglieder an; ebenfalls 
1986 waren 13 der 165 Mitglieder des ZK der SED zuvor Mitglied der NSDAP gewesen; vgl. Deutscher Bundes-
tag, Drucksache 12/7820 vom 31. Mai 1994. 
36 Kurt Schumann (1949-1960 Präsident des Obersten Gerichts der DDR) war Mitglied der NSDAP und als 
Kriegsgerichtsrat in der Wehrmacht mindestens an einem Todesurteil gegen einen kommunistischen Wider-
standskämpfer beteiligt gewesen; vgl. Fuhrer 2009: 123. 
37 Werner Lamberz (* 1929, † 1978; 1963 Kandidat bzw. 1967 Mitglied des ZK der SED; 1970 Kandidat bzw. 
1976 Mitglied des Politbüros) war von 1941-1944 Schüler der Adolf-Hitler-Schule (AHS) »Ordensburg Sonthofen« 
gewesen, wozu eine überzeugte nationalsozialistische Gesinnung sowohl bei dem betreffenden Schüler wie auch 
bei den Eltern ein Auswahlkriterium bei der Aufnahme war; vgl. Sardina 2010: 52 ff. 
38 Der Politologe Michael Wolffsohn hat 1995 in seiner Publikation Die Deutschland-Akte dokumentiert, dass 
1956 / 1957 noch 5 der 16 leitenden Generäle der NVA (u. a. Vincenz Müller, Bernhard Bechler und Arno von 
Lensky, der zudem als ehrenamtlicher Beisitzer des III. Senats des Volksgerichtshofs auch an Todesurteilen 
beteiligt war) in der Wehrmacht gedient hatten bzw. NSDAP-Mitglieder gewesen waren. Das Ministerium für 
Staatssicherheit hielt in einem Bericht Ende der 1950er Jahre selbst fest, dass jeder vierte Oberst im Ministerium 
für Nationale Verteidigung zuvor in der Wehrmacht gedient hatte; in der Verwaltung für Ausbildung traf das auf 
60 % des Personals zu; in den Nachrichtentruppen auf 45 % des Personals; jeder dritte Fliegeroffizier kam aus 
der Wehrmacht, desgleichen ein Drittel der Offiziere der 15 NVA-Bezirkskommandos und gar 75 % der leitenden 
Offiziere der Nationalen Volksmarine. – Armin Fuhrer führt 2009 aus, dass bei den Fallschirmjägern der NVA 
zwischen 1965 und 1980 vom MfS insgesamt 730 rechtsextreme Vorfälle dokumentiert wurden. Diese Akten 
wurden von der Stasi als »Streng geheim« klassifiziert, wobei die Bedeutung dieser Geheimhaltungsstufe als 
»Bei Bekanntwerden den Fortbestand der Deutschen Demokratischen Republik gefährdend« eingestuft wurde. 
Diese Einschätzung ist fraglos korrekt; die Folgen bei Publizierung dieser Tatsachen für eine breite DDR-
Öffentlichkeit wären nicht abzusehen gewesen. 
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nationalsozialistischen  Wehrmachtsangehörigen«  wie  Rudolf  Petershagen39 aufgebaut 
worden war – bis  in die 1980er  Jahre hinein Karriere gemacht hatten (Kappelt 2009), 
und wie breit sich die Neonazi‐Szene in der DDR seit ca. 1975 entwickelt und etabliert 
hatte. Neben Rostock, Greifswald und Dresden bildete der Bezirk Berlin‐Lichtenberg, wo 
das MfS seinen Sitz hatte und das bereits erwähnte Wohnquartier mit seinen Straßen‐
benennungen zu Ehren der »Roten Kapelle« Mitte der 1970er Jahre entstanden war, pi‐
kanterweise eine Hochburg der Neonazi‐Szene in der DDR (Fuhrer 2009: 126 ff.).40 Bei‐
de Themenkomplexe sind inzwischen, zwanzig Jahre nach der Wende, relativ gut, wenn‐
leich  auch  noch  nicht  abschließend,  erforscht  und  hinreichend  mit  gesicherten  Er‐g
kenntnissen belegt (Leide 2005). 
 
Unbegreiflich ist aus heutiger Sicht, wieso das Ministerium für Staatssicherheit aus der 
eigenen Bevölkerung heraus organisierte Neonazis in der DDR nicht eindeutig als solche 
identifiziert und bekämpft,  sondern  irritierenderweise als  »Punks« bezeichnet hat, die 
bekanntermaßen politisch am ehesten noch dem anarchistisch‐ultralinken Lager, keines­
falls jedoch der rechtsextremen Neonazi‐Szene, zuzurechnen sind (Süß 2000: 8 ff.; Fuh‐
rer 2009: 129 ff.). Ebenso ist die erstaunliche Untätigkeit der Deutschen Volkspolizei be‐
legt, die jeweils erst einschritt, nachdem Polizisten selbst direkt von Neonazis angegrif‐
fen worden waren; so geschehen am 17. Oktober 1987 bei einem Angriff mit Fahrrad‐
ketten von 30 Skinheads auf Besucher eines Konzerts  in der Zionskirche  in Ost‐Berlin, 
bei mehrfachen Angriffen von Neonazis auf Passanten 1987 in Oranienburg oder im Mai 
1988,  als  Skinheads  zwei  Schwarzafrikaner  aus  einem  Zug  warfen.41 Armin  Fuhrer 
kommt  nach  der  Aufzählung  dieser  Beispiele  in  seinem  Unterkapitel  »Verleugneter 
Rechtsextremismus: Es kann nicht  sein, was nicht  sein darf«  zu dem Schluss,  dass die 
Charakterisierung als »Punks« als ein Akt der Entpolitisierung des Problems verstanden 
werden muss, denn seit 1978 erstellte das MfS jährlich Statistiken über neonationalsozi‐
alistische Straftaten in der DDR und war durch Inoffizielle Mitarbeiter bei den Streitkräf‐
ten  und  in  der DDR‐Neonazi‐Szene  umfassend  über  die wahren Ausmaße  und Motive 
informiert;  letztgenannte  IMs wurden  auch  nicht  eingeschleust,  sondern  aufgeflogene 
eonazis aus der »Fascho‐Szene« und »Oi!‐Skin‐Bewegung« der DDR wurden statt einer 
erurteilung zur Kooperation mit dem MfS gedrängt (Fuhrer 2009: 129‐131).     
N
V
 
Zur Teilsouveränität von Bundesrepublik Deutschland und DDR 
 
Da  der  Antifaschismus‐Begriff,  wie  in  dem  dazugehörigen  Abschnitt  dargelegt,  das 
staatstragende und inhaltliche zentrale Element der DDR war, dieser wiederum zugleich 
als  Staat  jedoch  die  pluralistisch‐demokratische  Legitimation  der  Bevölkerung  durch 
reie Wahlen versagt blieb (vgl. Fußnote 18), folgen in diesem Abschnitt detaillierte Aus‐

veränität der beiden deutschen Staaten. 

 

f
führungen zur Frage der Sou
 
                                                        
39 Rudolf Petershagen (* 1901, † 1969), Stadtkommandant der Wehrmacht für Greifswald, der die Stadt 1945 
kampflos der Roten Armee übergab und somit vor der Zerstörung bewahrte. Petershagen baute im Auftrag der 
SED die NDPD als Sammelpartei für ehemalige NSDAP-Mitglieder in der DDR mit auf. 1950 wurde Petershagen 
bei einer Reise nach München verhaftet und wegen des Vorwurfs der Spionage verurteilt; 1955 Rückkehr nach 
der Haft in die DDR, Verleihung der Ehrenbürgerwürde der Stadt Greifswald. Obwohl er kein Sozialist war, wurde 
Petershagen in der DDR als Freiheitskämpfer verehrt. 
40 Neben Belegen in wissenschaftlichen Publikationen existiert eine Zusammenstellung der zehn Hauptakteure im 
Internet; vgl. http://www.antifa-nazis-ddr.de/n/ddr-nazis-fotos-und-fakten.php (aufgerufen am 30. Juni 2010). 
41 Konrad Weiß schrieb im November 1988 einen Artikel mit dem Titel »Die neue alte Gefahr: Junge Faschisten in 
der DDR«, der im März 1989 in der Untergrund-Zeitschrift Kontext (Herausgegeben von Torsten Metelka, Heft 
5/89 [später Sammelband Beiträge aus Politik, Gesellschaft, Kultur Hefte 1 bis 7 mit ISBN 3-931337-02-2]) veröf-
fentlicht wurde. Dieser listet ab November 1987 eine Vielzahl rechtsradikaler Straftaten auf und versucht eine 
Analyse der Situation vorzulegen; vgl. http://www.bln.de/k.weiss/tx_gefah.htm (aufgerufen am 1. Juli 2010). 
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In »konsequenter Fortführung« [DDR‐Terminologie] der »Dimitroff‐These« behauptete 
die  SED,  dass  die  Bundesrepublik  Deutschland  als  der  Rechtsnachfolger  des  »Dritten 
Reiches« (und somit auch des Deutschen Reiches) anzusehen sei (»Kontinuitätsthese«; 
Kowalczuk 2009: 31 f.). Diese Sichtweise ist zwar aus der ideologiegebundenen Binnen‐
sicht der DDR folgerichtig und geradezu erforderlich für ein staatliches Gegenstück zum 
Staatssozialismus, kann aber schon historisch und faktisch nicht zutreffend sein, da das 
Deutsche Reich zwischen 1945 und 1990 mangels Organisation zwar handlungsunfähig 
war ([exemplarisch] Säcker 1989: 195  ff.; Müller 1990: 305  ff.; Katz 1996: 56), völker­
rechtlich und  formal  aber  erst  mit  dem  Inkrafttreten  aller Teile  des  »Zwei‐plus‐Vier‐
Vertrages«  am  15.  März  1991  (Vertragsunterzeichnung  erfolgte  am  12.  September 
1990) endgültig aufhörte zu existieren: Entgegen einer weit verbreiteten Ansicht, dass 
mit der Kapitulation am 7. bzw. 8. Mai 1945 (also der vollständigen ausschließlich mili­
tärischen Niederwerfung der Wehrmacht) automatisch auch das Deutsche Reich unter‐
gegangen sei ([exemplarisch] Kowalczuk et al. 2010: 50), hatten die Alliierten durch das 
Kontrollratsgesetz  Nr.  46  am  25.  Februar  1947  lediglich  den Staat Preußen  aufgelöst, 
nicht aber das Deutsche Reich insgesamt. Die Bundesrepublik Deutschland wie auch die 
DDR sind  insofern korrekt als zeitlich befristete staatliche Neuorganisationen von Gebie­
ten, die teilidentisch waren mit dem Deutschen Reich zu bezeichnen;  erst  nach dem voll‐
umfänglichen Inkrafttreten des »Zwei‐plus‐Vier‐Vertrages« im Frühjahr 1991 wurde die 
»gebietlich erweiterte« Bundesrepublik Deutschland dann tatsächlich zum Rechtsnach‐
olger  (juristisch wird  dies  als  »Subjektsidentität«  bezeichnet)  des  Deutschen  Reiches f
(Katz 1996: 58).  
 
Die Grundlage der obigen Einschätzung bildet das Faktum, dass die vier Siegermächte 
nach  der  bedingungslosen militärischen  Kapitulation  bzw.  spätestens mit  dem Potsda­
mer Abkommen (17. Juli bis 2. August 1945) auch formal die obersten Entscheidungsträ‐
ger  in und über Deutschland als Ganzes waren; der Alliierte Kontrollrat für Deutschland 
konstituierte sich parallel zur Potsdamer Konferenz am 30. Juli 1945 in Berlin. Darstel‐
lungen  sowohl  west‐  ([exemplarisch]  Diemer  et  al.  1991:  57)  wie  ost‐deutscher 
([exemplarisch]  Wenzel  2003:  102)  Autoren,  nach  denen  die  jeweiligen  Teilstaaten 
durch  bestimmte  Vorgänge  »Souveränität«  erlangt  haben  sollen,  sind  ohne  einschrän‐
kende Bemerkungen hinsichtlich fortgeltender weitreichender alliierter Vorbehalte auf 
Deutschland als Ganzes und gewisser Privilegien in den jeweiligen beiden 1949 entstan‐
denen Teilstaaten entweder  inhaltlich  stark verkürzend oder  schlicht  als  falsch  einzu‐
schätzen. Allein die Notwendigkeit und Existenz des »Zwei‐plus‐Vier‐Vertrages«, also die 
Zustimmung aller vier Alliierten zu einer staats‐ und völkerrechtlichen Veränderung von 
eutschland  als  Ganzem,  im  Vorwege  des  Beitritts  der  DDR  zur  Bundesrepublik D

Deutschland belegt dies hinreichend.  
 
In diesem Zusammenhang sei der Vollständigkeit halber auch ausgeführt, dass eine für 
sich genommen sinnvolle und wünschenswerte prozessuale, langsame und schrittweise 
Vereinigung der DDR mit der Bundesrepublik Deutschland gar nicht möglich gewesen 
war: Neben der Zustimmung der durchaus skeptischen westlichen Alliierten war gemäß 
dem  im  vorangegangenen  Absatz  dargelegten  Vorbehalt  aller  Alliierten  in  Bezug  auf 
Fragen zu Deutschland als Ganzes auch die Zustimmung der Sowjetunion nötig. Das Zeit‐
fenster für eine Zustimmung Michail Gorbatschows zu einer möglichen Deutschen Ein‐
heit begann sich jedoch spätestens ab Mai 1990 mit der Unabhängigkeitserklärung der 
ehemals 1940 annektierten drei baltischen Sowjetrepubliken Litauen, Lettland und Est‐
land zu schließen; etwa sechs Monate davor gab es gesicherte Hinweise auf eine Zerrüt‐
tung der UdSSR. Der Zerfall der UdSSR galt spätestens ab Frühsommer 1990 als wahr‐
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scheinlich,  wenngleich  der  August­Putsch  in  Moskau  (18.  bis  21.  August  1991)  selbst 
noch nicht konkret abzusehen war, der faktisch dann das Ende der Sowjetunion bedeu‐
tete.  Das  warf  zu  einem  sehr  frühen  Zeitpunkt  die  entscheidende  Frage  auf,  welches 
staatliche Gebilde in dem Fall Rechtsnachfolger der östlichen Siegermacht werden wür‐
de, und mit wem dann an der politischen Spitze; einer eher liberalen Führungspersön‐
lichkeit wie Gorbatschow, der für »Glasnost« und »Perestroika« stand, oder einem Hard‐
liner,  der  zumindest  auf  den  Status quo beharren würde  im Hinblick  auf  die Deutsch‐
landpolitik.  Die  einzige  Lösung  bestand  im  sehr  kurzfristigen42 Beitritt  der  DDR  zum 
Geltungsbereich  des  Grundgesetzes  nach  Artikel  23  GG.  Dass  dies  über  die  staatliche 
inheit Deutschlands hinaus  in vielen praktischen Belangen in der Retrospektive keine E
optimale Lösung war, ist in West wie Ost mittlerweile unzweifelhaft. 
 
Die Frage, wieso allerdings weder die USA noch die UdSSR nach dem Zweiten Weltkrieg 
ein Interesse daran hatten, das Deutsche Reich als solches nicht nur  faktisch durch die 
alliierte Besetzung,  sondern auch  formal und juristisch  aufzulösen  (Gebietsaufteilungen 
oder ‐auflösungen hat es in der europäischen Geschichte, wie das Beispiel Polens zeigt, 
immer  wieder  gegeben),  wofür  es  eine  Option  gegeben  hätte,  lässt  sich  beantworten 
durch den ursprünglich vorgesehenen gegenseitigen Austausch von Reparationsleistun‐
gen aus allen vier Besatzungszonen, der  in der Praxis  jedoch schon bald nicht  funktio‐
nierte (Kowalczuk 2010: 48), wie auch dem Glauben beider Blöcke, Deutschland  insge­
samt  zu  einem  nicht  gesetzten  späteren  Zeitpunkt  noch  an  das  jeweils  eigene  System 
binden zu können (Stichworte »European Recovery Program« [1948‐1952] und die vier 
»Stalin‐Noten«  [1952])  sowie mit konkreten Möglichkeiten über den Besatzungsstatus 
im  jeweils blockfremden Teil  operieren  (bzw. kaschiert über Militärmissionen  spionie‐
en) und im eigenen entsprechend agieren zu können. All diese Punkte wurden faktisch r
auch erst im Laufe des Jahres 1990 obsolet, keinesfalls aber schon direkt bei Kriegsende. 
 
Die DDR‐Führung postulierte bereits umgehend nach der  Staatsgründung die Behaup‐
tung, dass es aufgrund der Eigentumsverhältnisse und Rahmenbedingungen als »kapita‐
listisch‐imperialistischem Staat« und unter Hinweis auf die schon vielfach zitierte »Di‐
mitroff‐These« theoretisch jederzeit in der Bundesrepublik Deutschland zu einem Wie‐
dererstarken  eines  Nationalsozialismus als Staatsform  kommen  könnte.  Diese  Ausfüh‐
rungen sind als völlig gegenstandslos einzustufen, da dabei bewusst negiert wird, dass 
die vorstaatlichen Artikel des Grundgesetzes, der de­facto‐Verfassung der Bundesrepub‐
lik Deutschland, seit seiner Verkündung am 23. Mai 1949 gar keine Änderung der Staats‐
form mehr zulassen: Die Vorstaatlichkeit (ein politologischer Begriff;  juristisch: Unver‐
brüchlichkeit)  insbesondere  des  Artikels  20  (1)  [Bund  und  Länder]  bis  (4)  [Wider‐

                                                        
42  Beginn der Zwei-plus-Vier-Verhandlungen auf der Ministerialebene am Rande der NATO-Open-Skies-
Konferenz in Ottawa am 13. März 1990; erste und einzige freie und pluralistische Wahlen in der DDR am 
18. März 1990; Ministerpräsidentenwahl am 12. April 1990; Kommunalverfassungsgesetz der DDR am 17. Mai 
1990; Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion tritt am 1. Juli 1990 in Kraft; Beginn der bilateralen deutsch-
deutschen Verhandlungen ab dem 6. Juli 1990; Länderbildungsgesetz der DDR am 22. Juli 1990; Volkskammer-
beschluss zum Beitritt am 23. August 1990; Unterzeichnung des »Zwei-plus-Vier-Vertrages« am 12. September 
1990 in Moskau; Beschluss des Einheitsvertrages durch Volkskammer und Bundestag am 20. September 1990; 
Erklärung der vier Mächte bei der UN in New York zur Suspendierung alliierter Vorbehaltsrechte ab dem 3. Okto-
ber 1990; Vollzug des Beitritts der DDR am 3. Oktober 1990; Ratifizierung des »Zwei-plus-Vier-Vertrages« durch 
den Obersten Sowjet der UdSSR am 4. März 1991; de-facto-Verletzung deutscher Souveränität (de iure durch 
den noch 48 Stunden geltenden Vier-Mächte-Status gedeckt) durch das Ausfliegen von Margot und Erich Hon-
ecker aus den Beelitz-Heilstätten am 13. März 1991 (bis 1994 größtes Militärhospital der Roten Armee außerhalb 
der Sowjetunion) nach Moskau durch die sowjetische Luftwaffe; Inkrafttreten des Vertrages über die abschlie-
ßende Regelung in bezug auf Deutschland am 15. März 1991 und damit endgültig Gewährung der vollen Sou-
veränität für die Bundesrepublik Deutschland. 
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standsrecht] GG43 verhindert, dass selbst eine verfassungsändernde Zweidrittelmehrheit 
im Deutschen Bundestag diese Normen abschaffen oder auch nur redigieren könnte. 
 
Die Teilsouveränität der beiden deutschen Teilstaaten ist ein Beleg dafür, dass die von 
der  SED  behauptete  Rechtsnachfolge  des  »Dritten Reiches«  durch  die  Bundesrepublik 
Deutschland  inkorrekt  ist.  Im  Umkehrschluss  stellt  sich  dann  natürlich  die  Frage  der 
Legitimität der DDR, die per Order der sowjetischen Besatzungsmacht ohne Zustimmung 
der Bevölkerung gegründet wurde, während die Bundesrepublik Deutschland zwar auch 
per Order der westlichen Alliierten gegründet wurde, dort sich  jedoch ein  freiheitlich‐
pluralistisches System entwickeln konnte, bei dem von Beginn an über freie Wahlen eine 
Legitimierung  der  jeweiligen Bundesregierung  erfolgt.  Zurückzuweisen  ist  in  dem Zu‐
sammenhang auch die damals populäre DDR‐Propaganda, die westlichen Alliierten bzw. 
die  Bundesrepublik  Deutschland  hätten  die  Spaltung Deutschlands  mit  dem  Separatis­
tenstaat zu verantworten: Richtig ist vielmehr, dass die Sowjetunion mit der Verordnung 
des  Staatssozialismus  in  der  SBZ  und  einer  entsprechenden  Wirtschaftsordnung,  die 
weder  bei  den  westlichen  Alliierten,  noch  der  Mehrheit  der  Bevölkerung  Gesamt‐
deutschlands  zustimmungsfähig war,  zuerst  die  politische  Spaltung  Deutschlands  vor‐
weggenommen  hat.  Gleichzeitig  allerdings  behinderte  der  in  der  »Hallstein‐Doktrin« 
(1955 bis 1969) postulierte Alleinvertretungsanspruch der Bundesrepublik Deutschland 
– der sich nicht auf eine Rechtsnachfolge, sondern den Aspekt der ausgeführten Legiti‐
ität durch freie Wahlen begründete – in der Realität eine aktive Ost‐Politik unter den m

CDU‐geführten Bundesregierungen (Kleßmann 1988: 94 ff.; Weidenfeld 1994: 132 ff.).  
 
Am  25. März  1954  erklärte  die  Sowjetunion  einseitig  die  DDR  zu  einem  »souveränen 
Staat«, wozu der UdSSR allerdings die Berechtigung fehlte, da alle Alliierten bekanntlich 
die Verantwortung  für ganz Deutschland  trugen. Diese deklaratorische Maßnahme,  die 
an den politischen Realitäten vorbeiging, war aber nötig als Voraussetzung der Mitglied‐
schaft  der  DDR  im Warschauer Pakt  (Kowalczuk  2010:  106  f.).  Spätestens  nach  dem 
Freundschaftsvertrag mit der Sowjetunion vom 20. September 1955 bezeichnete sich die 
DDR dann auch selbst als »souveräner Staat« (Fischer 2003: 25). Dem steht allerdings 
ganz klar das Stationierungsabkommen der DDR mit der UdSSR vom 12. März 1957 ent‐
gegen,  das  explizit  besagt,  dass  die  Sowjetunion  »Maßnahmen  zur  Beseitigung  sicher‐
heitsbedrohender Umstände«  in  der DDR  ergreifen  könne,  sofern sie dies für angezeigt 
erachte. Mit keinem anderen Staat des Ostblocks hatte die UdSSR eine solche vertragli‐
che  Vereinbarung  getroffen  (Kowalczuk  2010:  109),  die  nichts  anderes  bedeutete,  als 
dass die Sowjetunion jederzeit – faktisch wie auch formaljuristisch – die Entscheidungs‐
ewalt  in der DDR übernehmen konnte. Eine größere und eindeutigere Einschränkung g
der angeblichen Souveränität eines Staates kann es nicht geben.   
 
Vielfach wurde und wird der Versuch unternommen, eine Form der Souveränität durch 
den Beitritt der DDR zur UNO im Jahr 1973 abzuleiten. Dabei muss differenziert festge‐
stellt werden, dass eine UNO‐Mitgliedschaft an sich keine konstitutive Wirkung entfaltet, 
gleichwohl  es  in  der  Folge de facto  zu  einer  verstärkten  internationalen Anerkennung 
der DDR kam, die sich in der Aufnahme etlicher diplomatischer Beziehungen mit Staaten 

tralen Auslands wiederspiegelte.  In diesem Lichte  ist auch des kapitalistischen und neu
                                                        
43 Art. 20 GG: »(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat. (2) Alle 
Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Orga-
ne der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt. (3) Die Gesetzgebung ist an 
die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht 
gebunden. (4) Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle Deutschen das Recht 
zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist.« 
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die Aussage des bundesdeutschen Außenministers (1969‐1974) Walter Scheel (FDP) zu 
ehen, der gleichzeitige UNO‐Beitritt der Bundesrepublik Deutschland und der DDR im s
Jahr 1973 sei keine Anerkennung der Teilung seitens der Bundesregierung. 
 
m Folgenden werden einige Details als Beleg zur Nichtexistenz einer vollen Souveräni‐I
tät der beiden deutschen Teilstaaten aufgeführt: 
 
In der Realität gab es sowohl in der Bundesrepublik Deutschland wie auch auf dem Ter‐
ritorium der DDR (bzw. in diesem Gebiet bis 1994) stationierte Soldaten aller vier Alli‐
ierten, die in ihren beiden Teilstaaten jeweils sogar Atomwaffen44 stationiert hatten. An 
dieser  Stelle  muss  die  SED‐Propaganda  korrigiert  werden,  der NATO­Doppelbeschluss 
vom Dezember 1979 stelle eine »Bedrohung des Friedens in Europa« dar: Nachdem bis 
Ende  der  1960er  Jahre  etwa  ein Gleichgewicht der Kräfte  (Theorie  der Mutual Assured 
Destruction)  in Bezug auf Atomwaffen zwischen den Blöcken hergestellt war, verschob 
sich dieses massiv zugunsten des Warschauer Paktes durch den Austausch der veralte‐
ten Raketensysteme der UdSSR durch Langstreckenraketen mit Mehrfachsprengköpfen, 
die  verbunden war mit  einer Aufstockung der Anzahl der Nuklearwaffen. Erwähnt  sei 
auch,  dass  die  Sowjetunion  und  die  DDR  stets  verneinten,  überhaupt  Atomwaffen  in 
Deutschland stationiert zu haben (Fischer 1992: 150). Die 1976 und 1977 erfolgten Sta‐
tionierungen  des  Ostens  wurden  von  der  NATO  als reale Bedrohung  empfunden.  Der 
Doppelbeschluss,  den  Sowjets  Abrüstungsvorschläge  zu  unterbreiten  und  bei  deren 
cheitern selbst entsprechende Atomwaffen in West‐Europa zu stationieren, ist insofern S
eine logische Reaktion auf zuerst von der Sowjetunion durchgeführte Stationierungen.  
 
Schließlich sei auch angemerkt, dass die Rote Armee in der DDR – entgegen aller anders‐
lautenden  offiziellen  Verlautbarungen  – mit  der  4. Mechanisierten Gardearmee,  selbst‐
ständigen  Panzereinheiten,  Pionier‐  und  Brückenbausätzen  für  die  Donau  [!]  und  den 
Rhein [!], Offensivtruppen und Fliegergeschwadern mit Bombern und Kampfjets eindeu‐
tig eine Angriffs­ und Invasionsarmee darstellte, nicht  jedoch eine Besatzungsarmee zur 
Verteidigung ihres Gebietes (Kowalczuk et al. 2010: 106). Als Belege dafür gelten, dass 
der Warschauer Pakt  bei  Manövern  den Angriff  und  die  Einnahme West­Europas  übte 
(a.a.O.:  117),  inklusive  logistischer  Vorbereitung,  denn  in  den  Staatsbanktresoren  der 
DDR fanden sich Geldscheine im Nominalwert von 4,9 Milliarden [DDR‐] Mark mit dem 
Aufdruck »Militärgeld« (als Zahlungsmittel für die dann eingenommene Bundesrepublik 
Deutschland), 8.000 Tapferkeitsorden inklusive einem Erlass zur Verleihung derselben 
im Invasionsfall aus dem Jahr 1985, vorgedruckte Flugblätter mit Verhaltensempfehlun‐
gen  an  die west‐deutsche  Bevölkerung  gegenüber  der Roten Armee  und  der  NVA,  die 
dann dem Oberbefehl der Sowjetunion unterstellt worden wäre und dazu auch an eige‐
nen Atomwaffen  ausgebildet wurde,  bereits  vorformulierte Rundfunkansprachen, Ver‐

0 Personen aus West‐Berlin und gedruckte Passierscheine haftungspläne  für etwa 5.50

                                                        
44 Der Verfasser erkundete zusammen mit einem Kollegen im März 1998 (gegen ein authentisches Bestechungs-
geld in Höhe von 20 DM für den Wachmann, der schon vormals auf dem Kasernengelände beschäftigt gewesen 
war und sich samt Lada und Schäferhund als sachkundiger Führer mit russischen Sprachkenntnissen anbot) die 
zu DDR-Zeiten streng geheime, durch drei Sperringe gesicherte und nach dem Abzug des russischen Militärper-
sonals verlassene Raketenabschussbasis der Roten Armee im Forst bei Möckern-Wendgräben (nördlich von 
Zeppernick) in Sachsen-Anhalt (GPS-Koordinaten: +52° 9' 10.65" / +12° 1' 34.79") mit ca. 10 Abschussrampen 
für РСД-10 Пионер (RSD-10 Pioner; NATO-Bezeichnung: SS-20 SABER [amerikanisch Säbel]; Reichweite: 600 
bis 5.000 Kilometer) mit thermonuklearen Mehrfachsprengköpfen sowie zusätzlichen halbunterirdischen Lagerhal-
len auf dem Areal mit mechanisch rollbaren Schlitten und Rampen zum Abschuss von ca. 25 Kurzstreckenrake-
ten Typ P-400 (R-400; NATO-Bezeichnung: SS-23 SPIDER [amerikanisch Spinne]; Reichweite: ca. 500 Kilome-
ter), ebenfalls in Ausstattung für eine nukleare Bombenlast. An den Rolltoren in Tarnfarbe standen auf Kyrillisch 
die atomar zu vernichtenden Ziele wie »Hamburg«, »Köln« oder »Hannover« in der Bundesrepublik Deutschland. 
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(a.a.O.: 119 ff.). Auch die 1985 hergestellten 200‐ und 500‐Mark‐Scheine, die offiziell in 
der DDR nie in Umlauf kamen und überhaupt erst nach der Wende auftauchten, waren 
dafür  gedacht,  den  erhöhten  Geldmengenbedarf  in  der  Bundesrepublik  Deutschland 
nach einer Invasion durch Truppen des Warschauer Pakts  in diesem Gebiet zu sichern. 
Die NATO hingegen ist nicht nur vom Namen her ein reines Verteidigungsbündnis, son‐
ern  hat  nachweislich  bei  keinem  ihrer Manöver  die  Invasion  in  das  Territorium  des 

, sondern stets eine defensiv ra
d
Warschauer Pakts geübt e St tegie verfolgt.    
 
Ebenso  unterstand  der gesamte deutsche Luftraum  bis  zum 2. Oktober  1990  (die Aus‐
übung alliierter Rechte wurde gemäß des »Zwei‐plus‐Vier‐Vertrages« bis zum 15. März 
1991 ausgesetzt) de iure letztlich dem Vorbehalt der Alliierten Flugsicherheitszentrale im 
Gebäude des Alliierten Kontrollrats in Berlin‐Schöneberg, deren Arbeit weder während 
der Berlin‐Blockade, noch beim Volksaufstand 1953 bzw. »Mauerbau« 1961 aufgegeben 
oder nach dem »Vier‐Mächte‐Abkommen« 1971 zu Berlin geändert wurde. Ergänzt sei 
in  Bezug  auf  das  Gebiet  der  DDR,  dass  die  dortigen  sowjetischen  Streitkräfte de facto 
nd  sehr  zum Ärger  der DDR‐Behörden  die  alleinige  Lufthoheit  ausübten  (Kowalczuk 

f.). 
u
2010: 104 f
 
Durch den Alliierten Befehl Nr. 8  der Transportabteilung der SMAD  oblag der  Schienen‐
verkehr  in  der  SBZ  und  der  S‐Bahn‐Verkehr  in allen Sektoren  Berlins  der  Deutschen 
Reichsbahn,  die  deswegen  auch  nicht  in  »Staatsbahn  der  DDR«  (oder  ähnlich)  umbe‐
nannt wurde, wie es das Recht eines wirklich souveränen Staates gewesen wäre, da dies 
ein  Verstoß  gegen  Alliiertes  Recht  und  den  Verlust  des  Status  quo  bedeutet  hätte 
(Stichwort  immobiles  [auch west‐berliner]  und  finanzielles  »Reichsbahnvermögen«  in 
DDR‐Hand). Am 9.  Januar 1984 trat die Deutsche Reichsbahn  in Ost‐Berlin nach Zustim­
ung durch die Alliierten den Betrieb der S‐Bahn an die BVG in West‐Berlin ab; bis dahin m

unterstanden alle S‐Bahn‐Anlagen im West‐Teil der Stadt de facto dem Einfluss der DDR.  
 
Einzelne  alliierte  Vorbehaltsrechte manifestierten  sich  auch  beschränkt  auf  einen  der 
beiden deutschen Teilstaaten. Da der Fokus bei diesem Diskurs auf der Frage nach der 
Souveränität der DDR  liegt,  sei hier als Beispiel der Uranbergbau  in Sachsen und Thü‐
ringen durch die Sowjetische Aktiengesellschaft  (SAG; ab 1954 Sowjetisch‐Deutsche Ak‐
tiengesellschaft [SDAG]) Wismut angeführt. Das Bergbauunternehmen betrieb zwischen 
1946 und 1990 den Uranabbau in der DDR und war somit der drittgrößte Uranprodu‐
zent der Welt. Bis  auf  eine geringe Menge Urans zum Betrieb der Kernkraftwerke der 
DDR (ab 1962) wurde die gesamte Fördermenge in die Sowjetunion verbracht und dien‐
te dort als Hauptrohstoff für die nukleare Waffenproduktion der UdSSR; ein Teil wurde 
als  Reparationszahlung  zur Wiedergutmachung  nach  dem  Zweiten Weltkrieg  verrech‐
net, die restliche Menge in Transferrubel bezahlt. Mit dem 16. Mai 1991 trat die Sowjet‐
union ihre Anteile an der Aktiengesellschaft an die Bundesrepublik Deutschland ab und 
beendete umgehend den Import deutschen Urans. Die Förderung wurde mit Inkrafttre‐
en des Wismut­Gesetzes (18. Dezember 1991) eingestellt und sofort mit der Rekultivie‐t
rung des Gebiets begonnen (Wenzel 2003: 73 f.; Kowalczuk et. al. 2010: 72).  
 
Auch  der  Transitverkehr  nach  und  von  West‐Berlin  wurde  von  Seiten  der  DDR‐
Regierung zwar kaschierenderweise als »vertragsgebundener Transit« bezeichnet (De‐
lius 2000: 171),  ist historisch zutreffend aber ein weiteres sichtbares Zeichen von Alli‐
ierter Machtausübung zwischen 1945 und 1990 auf deutschem Boden (Militär‐ und Dip‐
lomatenfahrzeuge  der  westlichen  Alliierten  wurden  deswegen  auch  nicht  von  DDR‐
Beamten, sondern ausschließlich von Angehörigen der Roten Armee direkt kontrolliert). 
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Zudem  existiert  darüber  hinaus  zahlreiche  Literatur  zum  staats‐,  völker‐  und  besat‐
zungsrechtlichen Status von Groß‐Berlin (vgl. Fußnote 45; Delius 2000: 119 ff.).45 
 
Zusammenfassung 
 
Eine sachlich‐historisch belegte Kritik am  institutionalisierten Antifaschismus nach so‐
zialistischer Definition in der DDR ist, wie eingangs ausgeführt, keine »Entwertung ost‐
deutscher  Biografien«,  denn  es  ist  davon  auszugehen,  dass  die  Mehrheit  der  SED‐
Mitglieder unterhalb der Führungsebenen mehrheitlich aus dem ehrlichen Glauben an 
eine  »gute  Sache« –  oder  eben  aus Opportunismus,  quasi  als Mitläufer –  in die  Partei 
eingetreten  sind.  Eine  individuelle  anti‐nationalsozialistische  Einstellung  kann  dabei, 
unabhängig  von  anderen Merkmalen,  allen  genannten  Gruppen  als  positives Merkmal 
eindeutig  unterstellt  werden.  Insofern  war  die  DDR  durchaus  ein  »antifaschistischer 
Staat«  im Sinne der sozialistischen Definition des Begriffes, also ein Staat mit einer anti‐
kapitalistisch‐sozialistischen Regierungsform, und sicherlich, wenigstens deklaratorisch 
gesehen,  auch  ein  rein  anti‐nationalsozialistischer  Staat  mit  einer  Bevölkerung,  die 
überwiegend diese Position auch tatsächlich als Lebensprinzip teilte. In der Realität je‐
doch machten  in beiden  deutschen  Staaten  Personen,  die  vormals  in  der NSDAP  aktiv 
gewesen waren, Karriere. Die angeführten Belege zu ehemaligen NSDAP‐Mitgliedern in 
unktionen bzw. zur etablierten Neonazi‐Szene in der DDR unterstreichen die Ambiva‐F
lenz zwischen Anspruch und Realität zusätzlich.  
 
In  diesem Zusammenhang muss  auch  auf  den  behelfsweisen  Legitimationsaspekt  ver‐
wiesen werden,  denn  nur  über  das  Konstrukt  der  »Dimitroff‐These«  einer  vorgeblich 
»faschistischen« Bundesrepublik Deutschland ließ sich die Existenz eines sozialistischen 
deutschen Teilstaates als politischer Gegenentwurf rechtfertigen, der nicht durch plura‐
listische bzw. freie Wahlen legitimiert war und zu keinem Zeitpunkt über eine volle Sou‐
veränität verfügte.  Jegliche moralische Verweise seitens der DDR‐Führung  in Richtung 
Bundesrepublik  Deutschland  erwiesen  sich  spätestens  mit  dem  Bekanntwerden  des 
staatlich  organisierten Waffenhandels  der  DDR  durch  die  politische Wende  1989  und 
1990  als  gegenstandslos.  In  Verbindung mit  auf  DDR‐Territorium  stationierten  Atom‐
waffen reduzierte sich zugleich die Friedensrhetorik der SED zur Phrase. Der Rücktritt 
on Politbüro und Zentralkomitee am Tag nach den IMES‐Enthüllungen vor Ort in Ros‐v
tock ist eindeutig auch in diesem Kontext zu sehen.  
 
Eine Kritik am System darf auch nicht als Kritik an der »Roten Kapelle« als Widerstands­

tionalsozialistische  Regime missverstanden werden,  denn gruppe an sich  gegen  das  na
                                                        
45 Der Vier-Mächte-Status in West-Berlin war bis 1990 omnipräsent, da nach Berlin-Blockade und »Mauerbau« 
die westlichen Alliierten im Empfinden der West-Berliner von der Besatzungs- zur Schutzmacht wurden. Sichtbare 
Zeichen dafür waren beispielsweise die Wache der Roten Armee am Sowjetischen Ehrenmal gegenüber dem 
Brandenburger Tor im Britischen Sektor, das von allen vier Alliierten bewachte NS-Kriegsverbrechergefängnis in 
Berlin-Spandau im Britischen Sektor [Abriss 1987 nach dem Selbstmord von Rudolf Heß als letztem Insassen], 
die Freizügigkeit von unbewaffneten uniformierten Alliierten in ganz Berlin, und Symbole wie die Fahnen der 
westlichen Alliierten vor dem Eingang zum Zoologischen Garten von der Budapester Straße aus; die Fahnenmäs-
te existieren heute [2010] noch. In Ost-Berlin wurde der Vier-Mächte-Status immer weiter ignoriert durch die Ab-
schaffung des »Behelfsmäßigen Personalausweises« (1953), die Auflösung des »Ost-Büros« der SPD (1961), 
den »Mauerbau«, der keinen ungehinderten Wechsel zwischen den westlichen Sektoren und dem Ost-Sektor der 
Stadt für Zivilisten mehr zuließ (1961), die Einführung der Wehrpflicht in Ost-Berlin (1962), die Beendigung der 
Verkündung in getrennten Gesetzblättern für die DDR und Ost-Berlin (1976), die Direktwahl von Abgeordneten 
aus Ost-Berlin zur Volkskammer (1976), Abschaffung von Kontrollen zwischen der Stadtgrenze Ost-Berlins zur 
DDR (1977). Allerdings erhielten sich Rudimente des Vier-Mächte-Status durch den Sitz des Ministeriums für 
Nationale Verteidigung der DDR in Strausberg (Bezirk Frankfurt / Oder) als einziges DDR-Ministerium nicht in 
Ost-Berlin (bis 1990) oder die Existenz der »Theresien-EOS« als einzige Privatschule der DDR in Ost-Berlin (vgl. 
Fußnote 6). 
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zwischen der »Roten Kapelle« und der DDR als Staat gibt es nur einen nach dem Zweiten 
Weltkrieg  von der SED  ideologisch konstruierten,  nicht  aber  faktisch gegebenen  Zusam‐
menhang: Die  verhafteten,  inhaftierten  bzw.  hingerichteten Mitglieder  der  »Roten Ka‐
pelle« konnten die Existenz der DDR gar nicht vorhersehen und haben sich folglich auch 
nicht zu dieser geäußert. Die Vereinnahmung der angeführten Personen für ideologische 
Zwecke durch die SED geschah also einseitig und höchstens  in einer Form von »ange‐
nommener  Zustimmung«  durch  die  Beteiligten.  Jürgen  Danyel  (1994:  468  f.),  der  zu 
DR‐Zeiten Soziologie an der Humboldt‐Universität Berlin  studierte,  führt dazu erläu‐
ernd a
D
t
 

us: 

»Die  politischen  und  weltanschaulichen  Motivationen  der  Mitglieder,  die  von 
christlicher  Verantwortungsethik,  parteipolitischen  Bindungen  an  die  Kommu‐
nisten und die Sozialdemokratie über politische Prägungen durch die alternative 
Jugendkultur der Weimarer Republik oder durch den Liberalismus des Bildungs‐
bürgertums  bis  hin  zu  nationalrevolutionären  und  nationalbolschewistischen 
Einflüssen reichten, verliefen in ihrer Symbiose quer zu den gängigen politischen 
Lagern und sperren sich gegen eindeutige politische Zuordnungen. Auch die ord‐
nungspolitischen  Vorstellungen  der  Gruppe  für  die  Zeit  nach Hitler,  die  and  er 
Perspektive  eines  nationalstaatlichen Wiederaufstiegs  Deutschlands  festhielten, 
diese jedoch mit einer Option für eine Verständigung mit Sowjetrußland verban‐
den,  verschieben  die  klassischen  Grenzziehungen  zwischen  prosowjetischen 
kommunistischen Widerstand  und  der Westorientierung  des  Kreisauer  Kreises 
sowie des militärischen Widerstands.« 

 
Es entspricht zwar den Tatsachen, dass sich viele »Antifaschisten« aus dem Umfeld der 
»Roten Kapelle«, die wie dargelegt eine heterogene Widerstandsgruppe war, später der 
sozialistischen DDR zuwandten, und dort häufig mit einem faktischen Sonderstatus leb‐
ten wie Gerda Kuckhoff (Erste Präsidentin der Staatsbank der DDR und mit privilegier‐
tem Wohnsitz  in  der Waldsiedlung Wandlitz),  Claus  Küchenmeister  (Schriftsteller  und 
DEFA‐Drehbuchautor), Hans Coppi  Junior  (zuletzt  an der Akademie der Wissenschaften 
er DDR in der Forschungsstelle zu Mitgliedern der »Roten Kapelle«) oder Ule Kuckhoff 

Kamera
d
(Redakteur der Aktuellen   [AK]).  
 
Zugleich  stellt  sich  dann  aber  die  berechtigte  Frage,  wieso  andere  Personen  aus  dem 
Umfeld der »Roten Kapelle« wie Falk Harnack, der Bruder Arvids, nach einer Auseinan‐
dersetzung mit der SED seine Position als Künstlerischer Direktor bei der DEFA aufgab 
und sogar die DDR verließ, um nach West‐Berlin überzusiedeln: Der inhaltliche Wider‐
spruch des Wechsels vom sozialistischen  in den angeblich  faschistischen Teil Deutsch‐
lands ist offenkundig. Gleiches gilt sinngemäß beispielsweise auch für andere Personen, 
die zum Kreis der »Roten Kapelle« gerechnet werden wie Margarete Barcza, Carl Bau‐
mann, Mietje und Jan Bontjes van Beek, Adolf Grimme, Hans Hausamann, Helmut Kind‐
ler,  Rainer  Küchenmeister  (Bruder  von  Claus  Küchenmeister),  Ewald  Meyer,  Otto 
Pünter,  Liselotte  Fürst‐Ramdohr  (floh  1948  sogar  aus  der  SBZ  nach  Bayern),  Helmut 
Roloff,  Christian  Schneider,  Alexander  Spoerl,  Leopold Trepper,  die  allesamt  ihren Le‐
bensmittelpunkt in westlichen Staaten bzw. der Bundesrepublik Deutschland und nicht 
in der DDR wählten, was zumindest mehrheitlich zu erwarten gewesen wäre. Als mögli‐
che Begründung könnte angenommen werden, dass die DDR eben nicht deckungsgleich 
ie Ideale und Vorstellungen als Staat verkörperte, für die sich die Mitglieder und Sym‐
athisanten der »Roten Kapelle« während der NS‐Zeit eingesetzt hatten. 
d
p
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Schlussendlich  bleiben  für  eine  Bewertung  des  Quellenmaterials  im  historischen  und 
politologischen  Kontext  jedoch  zentral  die  Ergebnisse  der DDR­internen  Jugendstudie 
Ende der 1980er Jahre, die authentisch belegt, dass sämtliche ideologische Indoktrinati‐
onsmaßnahmen – so eben auch die durch das »Traditionsprogramm« an der »Mildred‐
arnack‐EOS«  –  wirkungslos  und  die  Annahme  der  Beseitigung  aller  Grundlagen  für H

nationalsozialistisches Gedankengut in der DDR eine Illusion geblieben ist. 
 
as  letzte Wort  in  diesem Abschnitt  soll  der  Zeitzeuge  Tönnies  Bartesch46 haben,  der 
etrosp
D
r
 

ektiv zu seiner eigenen Schulzeit an der »Mildred‐Harnack‐EOS« ausführt:  

»Traditionspflege spielte eine  feste, ritualisierte Rolle an unserer Schule. Es gab 
den Traditionsflur mit Schautafeln und Vitrinen; etwas Ähnliches gab es an  fast 
jeder Schule, aber bei uns an der MHO war es schon umfangreicher. Gerade Klas‐
senfotos  der  ersten  Jahrgänge wurden  gern  dort  aufgenommen.  Allerdings  fällt 
mir zu einer speziellen Traditionspflege nichts ein; alles lief so, wie es überall üb‐
lich  war,  beispielsweise  die  Einladung  von  Antifaschisten  bzw.  Widerstands‐
kämpfern.  Zumindest wussten wir  Schüler  damals  schon  über  die Rote Kapelle 

essiert  hat  es  natürlich  nur  die und  die  Harnacks  Bescheid.  Aber wirklich  inter
wenigsten Schüler.«47 

   

                                                        
46 Tönnies Bartesch (*31. Oktober 1971 in Annaberg-Buchholz); Ausbildung zum Stuckateur beim VEB »Stuck 
und Naturstein Berlin« (StuNa) [nach der Wende abgewickelt]. Ein Jahr Grundwehrdienst bei der Bundeswehr 
(Zentrales Institut des Sanitätsdienstes), danach Abitur auf dem Zweiten Bildungsweg. Studium der Europäischen 
Ethnologie und Gender Studies. Abschluss 2004 in beiden Studienrichtungen (Magister Artium). Seit 2006 Besit-
zer und Betreiber einer Espresso-Bar in Berlin-Mitte. Bartesch war von 1978 bis 1988 Schüler auf der »Mildred-
Harnack-EOS«. 
47 vgl. E-Mail von Tönnies Bartesch an AMS vom 20. Juni 2010.  
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Die Quellensammlung als Archivale  
 
 
Im Zuge von bildungshistorischen Nachforschungen im Mai 2010 vor Ort an der »Mild‐
red‐Harnack‐Oberschule«  zu  einem  anderen  Projekt  tauchte  das  vorliegende Material 
unvermittelt wieder auf. Es ist allein dem vorbildlichen Geschichtsbewusstsein des dor‐
tigen Lehrers Karl‐Heinz Witzel zu verdanken, dass dieser sich nicht  zur Wendezeit  in 
der DDR davon getrennt, sondern es über zwanzig  Jahre  in seinem Privatarchiv aufge‐
hoben  hat.  Sein  Entschluss,  diese  Sammlung  jetzt  –  wissenschaftlich  aufbereitet  bzw. 
bearbeitet  und  nicht‐kommerziell  publiziert  –  dauerhaft  der  breiten Öffentlichkeit  zu‐
änglich zu machen, ist ein weiterer Beleg für ein erfreulich sensibles historisches Ver‐g
ständnis im Umgang mit Quellen aus der DDR‐Zeit. 
 
Übergeben wurde das Material als teilweise geheftete Loseblattsammlung in einem kar‐
tonierten Schnellhefter. Die Unterlagen  sind zu datieren auf die Erstellungsjahre 1974 
bis  1980  (letzteres  gilt  damit  als  »Publikationsdatum«). Wenngleich  es  sich  strengge‐
nommen um eine Gemeinschaftsleistung handelt, kann die Deutsch‐ und Geschichtsleh‐
rerin  Edith  Pieper  als  »Leiterin  des  Autorenkollektivs«  angesehen  werden  (vgl.  Seite 
VIII).  Die  ursprüngliche  Original‐Reihenfolge  ist  nicht mehr  zu  rekonstruieren,  da  die 
inzelnen  Blätter  seinerzeit  nicht  paginiert  und  in  ihrer  damaligen  Ordnung  belassen e
wurden. 
 
Die Blätter selbst sind von unterschiedlicher Materialbeschaffenheit: Es finden sich zum 
einen  hektographierte  Seiten wie  auch  ORMIG48‐Matrizen‐Abzüge,  teilweise  beidseitig 
bedruckt. Die hektographierten Seiten haben ein Standardgewicht von 4,0 Gramm unge‐
bleichtes Papier;  die Matrizen‐Abzüge  ein  typisch  geringeres Gewicht  von 2,8 Gramm. 
abei  handelt  es  sich ursprünglich um gestrichenes Papier.  Ergänzt wird die Quellen‐D

sammlung durch eine Zeitungsseite. 
 
Insbesondere  die  letztgenannten  leichteren  Blätter  sind  nach  ca.  30  Jahren  teilweise 
stark  verblasst.  Auch  dies  ist  ein  typisches Merkmal  von Matrizen‐Abzügen,  die  auch 
unter Lichtabschluss allein aus der Verbindung zwischen alkohollöslichem Glyzerin und 
Zellulose  immer weiter an Lesbarkeit einbüßen. Werden diese nicht bearbeitet,  ist da‐
von auszugehen, dass spätestens ca. im Jahr 2030 keine Schrift mehr zu entziffern sein 
ird, wenn man von einer angenommenen erfahrungsgemäßen maximalen Lebensdau‐w

er von ungefähr fünfzig Jahren bei Matrizen‐Abzügen dieser Art und Güte ausgeht. 
 
Die Bearbeitung erforderte zwei getrennte Schritte: Erstens eine  inhaltlich begründete 
zw.  intellektuell erschlossene Sortierung, und zweitens multiple Methoden zur zuver‐b
lässigen Sicherung des Inhaltes. 
 
Die inhaltliche Sichtung ergibt das Stufenprogramm als solches, das dem zuzuordnende 
Material und Ergänzungen. Für die 1. Klassen wurde kein besonderes Material gefertigt, 

ür die 7. Klassen. Die vorliegende Sammlung ist somit nach ebenso kein Extramaterial f

                                                        
48  Das Initialwort »ORMIG« bedeutet aufgelöst »Organisationsmittel-Gesellschaft mit beschränkter Haftung« 
(Wolframstraße 84-92, 1000 Berlin 42 [heute 12105 Berlin-Tempelhof]), einer Firma mit Sitz in West-Berlin, die 
u. a. führend war in der Herstellung von Vervielfältigungsgeräten mit Umdruckoriginal-Technik. In der DDR be-
durfte es für jede Form des Druckens einer Genehmigung bzw. Imprimatur durch staatliche Stellen. Deswegen 
verfügten nur öffentliche Einrichtungen und staatlich anerkannte (und überwachte) Glaubensgemeinschaften über 
ORMIG-Geräte. Die Materialien dafür mussten gegen Devisen in West-Berlin gekauft werden; eine angedachte 
versuchsweise Lizenzproduktion kam aufgrund der Wende in der DDR nicht mehr zur Umsetzung. 
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jetzigem Stand der Recherchen vollständig erhalten. Die dreigliedrige Ordnung mit dem 
allgemeinen Material zu Beginn, dem Stufenprogramm und den ihm zuzuordnenden Un‐
terlagen  erfolgte  nach  logischen  Gesichtspunkten  und  nicht  inhaltlichen  chronologi‐
schen  Kriterien,  zumal  keine  gesicherte  Datierung  für  die  einzelnen  Bestandteile  vor‐
anden ist. In dieser Sortierung wurden die Blätter dann paginiert, wobei das Deckblatt h
des Schnellhefters der Vollständigkeit halber mit einbezogen wurde. 
 
Die  dauerhafte  Sicherung  des  Inhaltes war  als  zweiter  Aspekt  bei  der  Bearbeitung  zu 
berücksichtigen. Bei den hektographierten Seiten ist davon auszugehen, dass diese von 
ihrer Beschaffenheit her eigenständig langfristig archivierbar bleiben. Wie oben ausge‐
führt,  trifft dies  jedoch nicht auf ORMIG‐Matrizen‐Abzüge zu. Diese sind als  solche gar 
nicht  konservierbar.  Deswegen  wurde,  wo  nötig,  so  verfahren,  dass  diese  Seiten  ge‐
scannt und auf säurefreiem bzw. alterungsbeständigem Papier erneut als Reprint ausge‐
druckt und  in die Quellensammlung zwischensortiert wurden. Einzelne Seiten wurden 
ls  Farbfotokopie  dupliziert.  In  der  Sortierung  findet  sich  zuerst  immer  das  Original, a
dahinter die jeweilige Sicherungskopie. 
 
Die  inhaltliche  Langzeitarchivierung wird  schlussendlich  gewährleistet  sein  durch  ein 
Digitalisat  des  gesamten  Materials,  das  wiederum  zum  einen  durch  ein  Quickscan‐
Verfahren erfolgte (Universität Hamburg), zum anderen durch ein konservatives Scan‐
verfahren, wenn die Vorlage bereits stark an Lesbarkeit oder Kontrast eingebüßt hatte. 
lle digitalisierten Seiten wurden softwaremäßig bestmöglich nachbearbeitet bzw. teil‐A

weise rekonstruiert. 
 
Das Digitalisat wird als Teil der nicht‐kommerziellen E­Book­Publikation der Öffentlich‐

erden  als  gebundene Monogra‐keit  dauerhaft  zugänglich  sein.  Die  Originalvorlagen w
phie archiviert werden. 
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Gegenwärtige und zukünftige Verwendungsmöglichkeiten 
 
 
Trotz  der  in  den  vorangegangenen  Abschnitten  ausführlich  dargelegten  ideologischen 
Vereinnahmung  des  kommunistischen  Widerstandes  gegen  das  nationalsozialistische 
Regime durch die SED bzw. DDR ist die nachfolgende Quellensammlung auch heute noch 
 und in der Zukunft – in mehrfacher Hinsicht, historisch wie edukativ, ohne Zweifel von –
großem Wert: 
 
Einerseits  vermitteln die  konzeptionellen Materialien  zur  »Traditionspflege« des kom­
munistischen Widerstandes gegen den Nationalsozialismus in der DDR als Primärquellen 
einen authentischen Einblick in die gewollte ideologische Indoktrination über Bildungs‐
einrichtungen  wie  eine  EOS  (Quellensammlung:  3‐27;  70‐72).  Die  Zusammenstellung 
dieser Materialien erfolgte nach jahrelanger fachlicher, wenn auch zugleich ideologisch‐
gelenkter, Recherche (1974 bis 1980) und mit Zuarbeiten durch Zeitzeuginnen und Zeit‐
zeugen. Adressaten des Endprodukts waren Lehrerinnen und Lehrer, die damals als Ak‐
teure  innerhalb des  sozialistischen Bildungssystems der DDR  agierten.  Es  liefert  inso‐
ern aus sich selbst heraus auch eine politische und  ideologische Standortbestimmung f
im historischen Kontext. 
 
Für  Bildungshistoriker wie  für  die  DDR‐Forschung  allgemein  stellen  die  Seiten  dieses 
Teils bisher unveröffentlichtes Material dar, das künftig mit der vorliegenden bearbeite‐
ten  Herausgabe  für  die weitere wissenschaftliche  Nutzung  dauerhaft  niedrigschwellig 
zugänglich  sein  wird.  In  Abhängigkeit  davon,  ob  man  dieses  vorrangig  unter  erzie‐
hungswissenschaftlichen,  politologischen,  soziologischen  oder  historischen  Aspekten 
untersucht,  lassen  sich  die  unterschiedlichen  Facetten  deutlich  herausarbeiten.  Unter 
dem  Forschungsgesichtspunkt  wäre  es  optimal  gewesen,  wenn  man  mit  der  Autorin 
Edith Pieper noch ein Zeitzeugeninterview auf der Metaebene zu den sich ergebenden 
ielfältigen Fragestellungen hätte führen zu können, was nun leider nicht mehr möglich v
ist (vgl. Fußnote 7).  
 
Andererseits  lässt sich, nicht zuletzt durch die wissenschaftliche Bearbeitung,  jetzt der 
deologische vom historischen Teil eindeutig trennen: Die Authentizität des zweiten Teils i
kann dabei ebenfalls als gegeben angesehen werden.  
 
Dieser gliedert sich wiederum auf  in Abschriften bzw. Exzerpte, die bereits an anderer 
Stelle veröffentlicht wurden ([exemplarisch] Quellensammlung: 45 f., 53‐56 oder 67‐69, 
wobei zugleich allerdings mit zu bedenken wäre, dass bestimmte Publikationen gegen‐
wärtig gar nicht mehr verfügbar sind, und die Exzerpte der Quellensammlung als »Zu‐
satzwert« die Verfügbarkeit der betreffenden Ausschnitte wiederherstellen), und dieje‐
nigen Anteile, die bisher unveröffentlicht blieben wie die Rede Greta Kuckhoffs zur Na‐
mensgebung der »Mildred‐Harnack‐EOS«  im September 1976 (a.a.O.: 38‐40), die Schil‐
derungen Falk Harnacks (a.a.O.: 103 f.) oder auch die Ausführungen des Pfarrers Harald 

sich in der Form nicht wortgleich in der (eigenen bzw. aktu‐Poelchau49 (a.a.O.: 100), die 

                                                        
49 Harald Poelchau (* 5. Oktober 1903 in Potsdam; † 29. April 1972 in Berlin-Wedding) war ein evangelischer 
Theologe, der von 1933 bis 1945 als Gefängnisgeistlicher in den Strafanstalten Berlin-Tegel und Berlin-
Plötzensee arbeitete. Er studierte in Bethel, Tübingen, Marburg, Stuttgart und Frankfurt am Main; 1931 Promotion 
mit einer Dissertation zum Fürsorgerecht. Poelchau war selbst Mitglied des anti-nationalsozialistischen Wider-
standes der »Bekennenden Kirche« und des »Kreisauer Kreises«, zudem war er Seelsorger der inhaftierten Mit-
glieder der »Roten Kapelle«. 1945 wird Poelchau von der SMAD berufen, die Justizverwaltung in der SBZ wieder 
aufzubauen; er wird Mitglied des »Demokratischen Kulturbundes«. 1949 schlägt er das Angebot einer Professur 
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ellen) Literatur finden (Poelchau 1949; Harpprecht 2004). Dies gilt sinngemäß auch für 
as  Gedicht  »Mildred Harnack«  von Rüdiger Rosenthal  (Quellensammlung:  85;  Berbig d
2000). 
 
Im Abschnitt »Politologisch‐historischer Kommentar« wurde bereits verdeutlicht, dass 
insbesondere der Widerstand gegen den Nationalsozialismus 1933 bis 1945 in der SBZ 
bzw. DDR selektiv fast ausschließlich zugunsten des kommunistischen Widerstands per‐
zipiert  und  zugleich  für  die  politische,  ideologische  und  moralische  Legitimation  der 
DDR  instrumentalisiert wurde. Die deswegen notwendige historisch‐politologische De‐
batte dazu wird spätestens seit dem Beitritt der DDR am 3. Oktober 1990 zur Bundesre‐
ublik Deutschland von Wissenschaftlern aus Ost und West lebhaft und kontrovers ge‐p
führt (Faulenbach 1994: 589 ff.; Möller 1994: 13 ff.; Kowalczuk 2003: 37 ff.).  
 
In seinem Aufsatz »Widerstand  in der politischen Kultur der Bundesrepublik Deutsch‐
and und der DDR« kommt der Münchner Historiker Horst Möller (1994: 25 f.) diesbe‐
üglich
l
z
 

 zu folgender Zusammenfassung: 

»In der offiziellen Geschichtsdeutung der DDR fand sich eine allerdings durch die 
kommunistische Parteibürokratie der SED verordnete Identifikation mit den poli‐
tischen Zielen des kommunistischen Widerstands im Dritten Reich: Er wurde als 
direkter Vorläufer des kommunistischen Regimes  in der DDR angesehen und  in 
eine  Traditionslinie  »antifaschistischen  Kampfes«  einbezogen,  die  angeblich 
schon  während  der  Weimarer  Republik  begonnen  haben  soll.  Diese  Tradition 
wurde in eine von der DDR ausschließlich für den eigenen Staat in Anspruch ge‐
nommene  »fortschrittliche«  Tradition  der  deutschen  Geschichte  eingereiht,  die 
die  DDR‐Führung  und  DDR‐Geschichtsschreibung  schon  im  deutschen  Bauern‐
rieg  von  1521  als  angeblich  erster  Epoche  des  »antifeudalistischen  Kampfes« k
beginnen ließ. 
 
Diese Deutung war  für das Geschichtsbild der DDR konstitutiv. Sie erlaubte  ihr, 
sich selbst aus der Gesamtverantwortung für die deutsche Geschichte, vor allem 
natürlich die  nationalsozialistische Diktatur  zu  entlassen. Richtig war  an dieser 
Selbsteinschätzung  nur,  daß  der  kommunistische  Widerstand  ideologisch  mit 
dem  Nachkriegskommunismus  die  wesentlichen  Grundzüge  gemeinsam  hatte. 
Aber schon hier beginnen die Probleme, denn die DDR‐Führung verschwieg einen 
entscheidenden Tatbestand: Die kommunistischen Widerstandszellen im Dritten 
Reich gerieten während der Zeit der diplomatischen Verständigung zwischen der 
nationalsozialistischen  Diktatur  in  Deutschland  mit  der  bolschewistisch‐
kommunistischen  Diktatur  in  der  Sowjetunion  nich  allein  ideologisch,  sondern 
auch  faktisch  in größte Schwierigkeiten. Der Hitler‐Stalin‐Pakt bedeutet  für den 
kommunistischen  Widerstand  in  Deutschland  einen  schweren  Rückschlag  und 
kostete zahlreiche Opfer, weil Stalin sehr viel stärker an einer Verständigung mit 
Hitler  als  an  einer  Unterstützung  des  kommunistischen  Widerstands  gelegen 
war.« 

 
                                                                                                                                                                             
an der Humboldt-Universität aus und wird wieder Gefängnisseelsorger in der JVA Berlin-Tegel. 1951 wird Poel-
chau erster Sozialpfarrer der Evangelischen Kirche für Berlin und unterhält jeweils ein Büro im West- und Ost-
Sektor der Stadt; nach der Kappung der Telefonleitungen zwischen den West-Sektoren und dem Ost-Sektor 
verlagert sich sein Arbeitsschwerpunkt auf das Büro neben seiner Wohnung in West-Berlin. – Weiterführende 
Literatur: Harald Poelchau: Die letzten Stunden. Erinnerungen eines Gefängnispfarrers. Berlin [Ost] (Volk und 
Welt): 1949. 
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Dessen ungeachtet    ist und bleibt die »Rote Kapelle« ein anerkannter Teil des aktiven 
und sichtbaren deutschen Widerstandes gegen das NS‐Regime. In dieser Funktion wird 
sie auch gegenwärtig und künftig in Schulbüchern bzw. anderen Lehrmaterialien behan‐
delt,  wenngleich  korrekterweise  nicht  überhöht  als  alleinige  oder  bedeutungsvollste 
Organisation des Widerstandes. An Aktualität hat die »Rote Kapelle« zudem keinesfalls 
verloren, wie aktuelle Publikationen belegen ([exemplarisch] Roloff 2004; Nelson 2010). 
Zugleich profitieren alle beteiligten Forschungsdisziplinen seit zwanzig Jahren von Ma‐
terialien  aus  DDR‐Archiven,  die  westlichen  Wissenschaftlern  bis  zur  pluralistischen 
ende dort  in der Regel unzugänglich waren. Die vorliegende Quellensammlung kann W

berechtigterweise auch zu dieser Kategorie von Material gehörend gezählt werden. 
 
bermals Horst Möller  (1994: 24  ff.)  stellt den Kernaspekt heraus, der  für alle Wider‐
tandsg
A
s
 

ruppen Gültigkeit hat: 

»Die Widerstandsgruppen im Dritten Reich konnten weder unsere heutigen poli‐
tischen  Erfahrungen  haben,  noch  konnten  sie  politische  Konzepte  diskutieren 
und  erproben  wie  das  für  eine  Demokratie  normal  ist.  Diese  Zeitdifferenz,  die 
auch eine sachliche Differenz zur Folge hat, muß man sowohl den Kritikern der 
politischen Ziele des Widerstands als auch denen entgegenhalten, die eine unkri‐
tische Traditionslinie bis heute ziehen. Beides ist zu bequem. Entscheidend bleibt 
das Faktum, daß es einen Widerstand gegen die barbarische Diktatur auch inner‐
halb  Deutschlands  unter  extrem  schwierigen,  lebensgefährlichen  Bedingungen 
gegeben  hat.  Diese  Tatsache  hat  eine  entscheidende  Bedeutung  für  das  Ge‐
schichtsbewußtsein nach 1945 gewonnen. [...]« 

 
Während die Konzeptionen zum »Traditionsprogramm« an der »Mildred‐Harnack‐EOS« 
aus den  Jahren 1974  (bzw. 1980) bis 1990 nur noch einen historischen Wert als Zeit‐
zeugnisse besitzen und nicht mehr als  einsatzfähige didaktische Hilfen an Schulen zur 
Anwendung kommen werden, ist der Wert der davon abgekoppelten Primärquellen un‐
verändert  geblieben.  Eingebunden  in  zeitgemäße  pädagogische  Konzepte  der  Ge‐
schichts‐Didaktik  ([exemplarisch]  Ringshausen  1994;  Ackermann  et  al.  1995:  139  ff.; 
Gieth 2010) sind diese deswegen nach wie vor authentische Zeugnisse dafür, dass es im 
»Dritten Reich« auch Personen gab, die ihre oppositionelle Haltung zum Nationalsozia‐
lismus  deutlich  machten,  auf  unterschiedliche  Art  und  Weise  gegen  das  NS‐Regime 
gierten, und ihr Handeln in vielen Fällen in letzter Konsequenz sogar mit dem Verlust a
ihres Lebens bezahlten.  
 
Diese Gemeinsamkeit aller Widerstandsgruppen  ist – bei aller sonstigen Heterogenität 
der betreffenden Akteure – der Hauptpunkt, den es vorrangig zu vermitteln und weiter‐
hin aufrichtig zu würdigen gilt. 
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50 Dr. [habil.] Julius Mader [Deckname Thomas Bergner] (* 1928, † 2000) war Journalist und Schriftsteller in der 
DDR; 1958 Eintritt in die SED. Ab 1962 hauptamtlicher Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit als »Offi-
zier im besonderen Einsatz« (OibE) unter dem Tarnnamen »Faingold«. 1965 Promotion in Politologie und 1970 
(Gruppenhabilitation) in Jura an der Humboldt-Universität Berlin, beide Arbeiten ideologische Themen aus dem 
Geheimdienstmilieu. Maders bekannteste Veröffentlichung Who's who in CIA: Ein biographisches Nachschlage-
werk über 3000 Mitarbeiter der zivilen und militärischen Geheimdienstzweige der USA in 120 Staaten (591 Sei-
ten, 1968, Verkaufspreis 10.50 DM der DDR) erschien im Selbstverlag und ohne Imprimatur-Hinweis oder Printli-
zenznummer, beides eigentlich nicht möglich in der DDR. – Weiterführende Literatur: Julius Mader: Die Geheim-
dienste der Deutschen Bundesrepublik und ihre subversive Tätigkeit gegen die Deutsche Demokratische Repub-
lik. 305 Seiten [hektographiert]. Dissertation A. Potsdam (Akademie für Staats- und Rechtswissenschaften der 
DDR): 1965. – Albrecht Charisius / Julius Mader: Entwicklung, System und Arbeitsweise des imperialistischen 
deutschen Geheimdienstes. 631 Seiten [hektographiert]. Dissertation B. Berlin (Humboldt-Universität): 1970. 
51 Der deutsch-jüdische Theaterkritiker Siegfried Jacobsohn (* 1881, † 1926) gründete 1905 die »Die Schaubüh-
ne« als kulturelle Wochenzeitschrift und Theatermagazin in Berlin; 1918 umbenannt in »Die Weltbühne« und 
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Berlin [Ost]; ohne Nachfolge 1993 eingestellt. 
52 Der »Neue Tag« war seit dem 15. August 1952 die regionale SED-Bezirkszeitung mit Erscheinungsort Frank-
furt / Oder im gleichnamigen Bezirk der DDR; seit dem 17. März 1990 erscheint die Zeitung [bis heute] unter dem 
Namen »Märkische Oderzeitung« (MOZ) in Frankfurt / Oder (vgl. http://www. moz.de/; aufgerufen am 8. Juni 
2010). 
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Besonderheit dar, denn es handelte sich um eine ausschließlich von der DDR finanzierte »Illustrierte Monatszeit-
schrift«, die ab Januar 1950 im Verlag des Kommunisten Hans Fladung (* 1898, † 1982; Mitglied des Preußi-
schen Landtages 1925-1933) in Düsseldorf-Stockum in der Bundesrepublik Deutschland erschien. Die Idee dazu 
hatte der erste Präsident des Kulturbundes der DDR, Johannes R[obert]. Becher [1954-1958 Kulturminister der 
DDR]; die Redaktion bestand aus Reisekadern des Kulturbundes der DDR. Um nicht sofort als Mittel der DDR-
Propaganda enttarnt zu werden, wurde die DDR beispielsweise als »Sowjetzonenrepublik« oder »Ostzone« (über 
Jahrzehnte gebräuchlicher pejorativer Begriff in West-Deutschland für die DDR) bezeichnet. Die Auflagenhöhe 
belief sich auf ca. 12.000 Exemplare, die größtenteils als Postvertriebsstücke auf Kosten des Kulturbundes an 
Multiplikatoren verschickt wurden. 1959 wird »Heute und Morgen« schließlich im Verfassungsschutzbericht er-
wähnt; mit dem »Mauerbau« gab die DDR das Projekt auf. Fladung wurde 1963 wegen Staatsgefährdung ange-
klagt (Aktenzeichen 8 Js 5795 / 59 vom 13. Februar 1963 der Staatsanwaltschaft Düsseldorf). 
54 »Die Gegenwart« war eine west-deutsche Halbmonatsschrift, die in Freiburg im Breisgau herausgegeben wur-
de. Der betreffende Artikel wurde in einem Sonderdruck aus den Nummern 26 und 27 veröffentlicht. 
55 vgl. Tom Crepon: Leben und Tode des Hans Fallada. Halle (Mitteldeutscher Verlag): 1979. [348 Seiten]. 
<Westveröffentlichung: Hamburg (Hoffmann und Campe): 1981>. 
56 Dr. Tom [eigentlich: Carl-Thomas] Crepon (* 1938, † [nach Auskunft der Tochter] 2010), Schriftsteller und Lek-
tor aus Mecklenburg, Juli 1989 Ausreise aus der DDR, danach in Nordwest-Deutschland ansässig. 1960-1964 
Studium Anglistik und Germanistik in Greifswald, dann Lehrer an der EOS Teterow. 1967-1971 Gruppenpromoti-
on. 1971-1989 Schriftsteller in Neubrandenburg mit dem Schwerpunkt auf Biografien über norddeutsche Persön-
lichkeiten. Seit 1990 als Redakteur, wissenschaftlicher Mitarbeiter und Freiberufler in Lübeck tätig (vgl. 
http://www.tom.crepon.de/ biograf2.htm; aufgerufen am 10. Juni 2010). – vgl. Dietmar Hans Angler / Carl-Thomas 
Crepon / Werner Jehser / Sepp Müller / Leopold Sladczyk: Hauptfragen der sozialistischen Parteilichkeit und 
volksverbundenheit in der DDR-Literatur der Gegenwart. [Gruppen-] Dissertation A. 551 Seiten [Matrizenabzug]. 
Berlin (Institut für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED): 1971. 
57 Geschrieben ca. 1975 (vgl. E-Mail von Rüdiger Rosenthal an AMS vom 10. Juni 2010). 
58 Der »Lyrikclub Berlin-Pankow« war ein literarischer Zirkel zu DDR-Zeiten. – Weiterführende Literatur: Roland 
Berbig (Hrsg.): Der Lyrikclub Pankow. Literarische Zirkel in der DDR. Forschungen zur DDR-Gesellschaft. Berlin 
(Ch. Links): 2000. 
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